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Bürgerschaft der Hansestadt Wismar

Sitzung des Bau- und Sanierungsausschusses

Sitzungstermin: Montag, 13.08.2018, 17:00 Uhr

Raum, Ort: Raum 234, Bürocenter, Kopenhagener Str. 1

Tagesordnung

Öffentlicher Teil:

1. Begrüßung durch den Vorsitzenden

2. Eröffnung / Feststellung der Beschlussfähigkeit

3. Bestätigung der Tagesordnung

4. Genehmigung des Protokolls der Sitzung vom 11.06.2018

5. Bauleitplanung der Hansestadt Wismar
Bebauungsplan Nr. 67/06/1 "Wohngebiet Friedenshof II – 
Am Klinikum, Teilbereich Nord", 2. Änderung
Abwägungs- und Satzungsbeschluss gemäß § 10 BauGB

VO/2018/2759

6. Bauleitplanung der Hansestadt Wismar
Bebauungsplan Nr. 76/09 "Wohn- und Mischgebiet Lübsche Burg 
Ost", 1. Änderung
Abwägungs- und Satzungsbeschluss gemäß § 10 BauGB

VO/2018/2760

7. Bauleitplanung der Hansestadt Wismar,
Bebauungsplan Nr. 33/15 "Wohngebiet Klußer Damm", 
1. Änderung,
Abwägungs- und Satzungsbeschluss gemäß § 10 BauGB

VO/2018/2763

8. Bauleitplanung der Hansestadt Wismar,
Bebauungsplan Nr. 82/13 "Wohngebiet Seebad Wendorf", 
1. Änderung,
Abwägungs- und Satzungsbeschluss gemäß § 10 BauGB

VO/2018/2764

9. Sonstiges
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Nicht öffentlicher Teil:

10. Vergabe von Bauleistungen über 250 T€ gemäß Hauptsatzung für 
der Um- und Ausbau der Straße Lembkenhof

VO/2018/2734

11. Vergabe von Bauleistungen über 250 T€ gemäß Hauptsatzung für 
das Stadtteilzentrum Kagenmarkt 2.BA/2.TA Prof.-Frege-Straße

VO/2018/2766

12. Einvernehmen der Gemeinde

13. Informationen / Verschiedenes



Nr. VO/2018/2759
öffentlich

Datum: 18.07.2018

Beschlussvorlage öffentlich

Federführend:
60.2 Abt. Planung

Beteiligt:
I Bürgermeister
II Senator
III Senatorin
1 Büro der Bürgerschaft
60 BAUAMT

Verfasser: Prante, Beate

Bauleitplanung der Hansestadt Wismar
Bebauungsplan Nr. 67/06/1 "Wohngebiet Friedenshof II - Am Klinikum, 
Teilbereich Nord", 2. Änderung
Abwägungs- und Satzungsbeschluss gemäß § 10 BauGB

Status Datum Gremium Zuständigkeit

 Öffentlich  13.08.2018  Bau- und Sanierungsausschuss  Vorberatung

 Öffentlich  30.08.2018  Bürgerschaft der Hansestadt Wismar  Entscheidung

Beschlussvorschlag:

1. Die Bürgerschaft der Hansestadt Wismar hat die vorgebrachten planungsrechtlich relevanten 
Stellungnahmen der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange  sowie der 
Nachbargemeinden aus der Beteiligung gemäß § 4 Abs. 2 BauGB in Verbindung mit § 2 Abs. 2 
BauGB zum Entwurf des Bebauungsplanes Nr. 67/06/1 „Wohngebiet Friedenshof II – Am 
Klinikum - Teilbereich Nord“, 2. Änderung mit dem Ergebnis geprüft, dass die Anregungen und 
Hinweise aus der Stellungnahme der 

- Landrätin des Landkreises Nordwestmecklenburg, Stabsstelle Wirtschaftsförderung, 
Regionalentwicklung und Planen

berücksichtigt werden.

Die Bürgerschaft der Hansestadt Wismar hat die vorgebrachten Stellungnahmen aus der 
Behördenbeteiligung geprüft und beschließt die Abwägung (Prüfung der Stellungnahmen) 
entsprechend dem Vorschlag der Verwaltung (siehe Anlage 1).
Die Bürgerschaft nimmt zur Kenntnis dass im Rahmen der Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß 
§ 3 Abs. 2 BauGB keine Anregungen oder Hinweise geäußert wurden.

2. Die Bürgerschaft der Hansestadt Wismar beschließt den Bebauungsplan Nr. 67/06/1 
„Wohngebiet Friedenshof II – Am Klinikum - Teilbereich Nord“, 2. Änderung für das Gebiet, 
welches wie folgt begrenzt wird:
im Nordosten: von der Störtebekerstraße
im Südosten: von einer Linie ca. 50 m östlich der Straße Zum Netzboden sowie vom 

Parkplatz am Promenadencenter



im Südwesten: von der Schiffbauerpromenade 
im Nordwesten: von der Philipp-Müller-Straße

bestehend aus den textlichen Festsetzungen (Teil B) in der vorliegenden Fassung gemäß § 10 
BauGB in Verbindung mit der Kommunalverfassung als Satzung (siehe Anlage 2)

3. Die Begründung zum Bebauungsplan Nr. 67/06/1 „Wohngebiet Friedenshof II – Am Klinikum - 
Teilbereich Nord“, 2. Änderung (siehe Anlage 3) wird gebilligt.

4. Die Verwaltung wird beauftragt, den Verfassern von Stellungnahmen zum Bebauungsplan 
nach dem Abwägungs- und Satzungsbeschluss das Ergebnis der Prüfung der fristgerecht 
eingegangenen Schriftsätze gemäß § 3 Abs. 2 Satz 4 BauGB mitzuteilen.

5. Der Bebauungsplan wurde aus dem wirksamen Flächennutzungsplan der Hansestadt Wismar 
entwickelt. Die Verwaltung wird beauftragt, den Beschluss der Satzung über den Bebauungsplan 
Nr. 67/06/1 „Wohngebiet Friedenshof II – Am Klinikum - Teilbereich Nord“, 2. Änderung gemäß § 
10 Abs. 3 BauGB ortsüblich bekannt zu machen.
In der Bekanntmachung ist anzugeben, wo der Bebauungsplan einschließlich Begründung 
während der Öffnungszeiten der Verwaltung eingesehen und über den Inhalt Auskunft verlangt 
werden kann. Mit der Bekanntmachung tritt der Bebauungsplan Nr. 67/06/1, 2. Änderung in 
Kraft.
  

Begründung:

Die Bürgerschaft der Hansestadt Wismar hat auf ihrer Sitzung am 26.10.2017 (VO/2017/2394) 
die Aufstellung der 2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 67/06/1 „Wohngebiet Friedenshof II – 
Am Klinikum - Teilbereich Nord“ gemäß § 13 BauGB im vereinfachten Verfahren beschlossen.
Die vorliegende Planung wurde infolgedessen im vereinfachten Verfahren ohne Durchführung 
einer Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB, ohne frühzeitige Beteiligungen der Behörden 
gemäß § 4 Abs. 1 BauGB sowie der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 1 BauGB erarbeitet.

Die Behörden sind gemäß § 4 Abs. 2 BauGB vom 12.01.2018 bis einschließlich 15.02.2018 am 
Planverfahren beteiligt worden; die Bürgerschaft der Hansestadt Wismar hat den Entwurfs- und 
Auslegungsbeschluss am 15.02.2018 (VO/2018/2556) gefasst.
Die öffentliche Auslegung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB fand in der Zeit vom 04.04.2018 bis 
einschließlich 08.05.2018 statt. Im Rahmen der Öffentlichkeitsbeteiligung sind keine 
Stellungnahmen abgegeben worden.

Der Bebauungsplan, bestehend aus den textlichen Festsetzungen (Teil B – Anlage 2) sowie die 
Begründung (Anlage 3) wurden entsprechend dem Abwägungsbeschluss angepasst.

Gemäß § 13 Abs. 3 BauGB wird von einer zusammenfassenden Erklärung nach § 10a Abs. 1 
BauGB abgesehen. 
 

Finanzielle Auswirkungen (Alle Beträge in Euro):

Durch die Umsetzung des vorgeschlagenen Beschlusses entstehen voraussichtlich 
folgende finanzielle Auswirkungen auf den Haushalt:

x Keine finanziellen Auswirkungen
Finanzielle Auswirkungen gem. Ziffern 1 - 3



1. Finanzielle Auswirkungen für das laufende Haushaltsjahr

Ergebnishaushalt

Produktkonto /Teilhaushalt: Ertrag in Höhe von
Produktkonto /Teilhaushalt: Aufwand in Höhe von

Finanzhaushalt

Produktkonto /Teilhaushalt: Einzahlung in Höhe von
Produktkonto /Teilhaushalt: Auszahlung in Höhe von

Deckung

Deckungsmittel stehen nicht zur Verfügung
Die Deckung ist/wird wie folgt gesichert

Produktkonto /Teilhaushalt: Ertrag in Höhe von
Produktkonto /Teilhaushalt: Aufwand in Höhe von

Erläuterungen zu den finanziellen Auswirkungen für das laufende Haushaltsjahr (bei 
Bedarf): 

2. Finanzielle Auswirkungen für das Folgejahr / für Folgejahre 

Ergebnishaushalt

Produktkonto /Teilhaushalt: Ertrag in Höhe von
Produktkonto /Teilhaushalt: Aufwand in Höhe von

Finanzhaushalt

Produktkonto /Teilhaushalt: Einzahlung in Höhe von
Produktkonto /Teilhaushalt: Auszahlung in Höhe von

Deckung

Deckungsmittel stehen nicht zur Verfügung
Die Deckung ist/wird wie folgt gesichert

Produktkonto /Teilhaushalt: Ertrag in Höhe von
Produktkonto /Teilhaushalt: Aufwand in Höhe von

Erläuterungen zu den finanziellen Auswirkungen für das Folgejahr/ für Folgejahre (bei 
Bedarf): 

3. Investitionsprogramm
Die Maßnahme ist keine Investition
Die Maßnahme ist im Investitionsprogramm 
enthalten
Die Maßnahme ist eine neue Investition



4. Die Maßnahme ist:
x neu
x freiwillig

eine Erweiterung
Vorgeschrieben durch:

Anlage/n:

1 – Abwägung
2 – Satzung
3 - Begründung

Der Bürgermeister

(Diese Vorlage wurde maschinell erstellt und ist ohne Unterschrift gültig.)
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Hansestadt Wismar 
Bebauungsplan Nr. 67/06/1  
„Wohngebiet Friedenshof II – Am Klinikum, Teilbereich Nord“, 2. Änderung 

 

 

Abwägung 

 

zur Prüfung und Entscheidung über Anregungen 
 
zum Bebauungsplan Nr. 67/06/1  
„Wohngebiet Friedenshof II – Am Klinikum, Teilbereich Nord“, 2. Änderung – gemäß § 1 Abs. 7 BauGB 
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BEBAUUNGSPLAN  NR. 67/06/1, 2. ÄNDERUNG

BETEILIGUNG DER BEHÖRDEN UND SONSTIGEN TRÄGER 
ÖFFENTLICHER BELANGE SOWIE DER NACHBARGEMEINDEN

 - gemäß § 4 (2) und § 2 (2) BauGB vom 12.01.2018  bis 15.02.2018

BETEILIGUNG DER ÖFFENTLICHKEIT

 - gemäß § 3 (2) BauGB  vom 04.04.2018  bis 08.05.2018

I. TRÄGER ÖFFENTLICHER BELANGE

1. Die Landrätin als untere Abfallbehörde 
    Landkreis Nordwestmecklenburg

Fachdienst Umwelt
SG Abfallwirtschaft, Altlasten und - - -

Immissionsschutz
c/o Stabsstelle Wirtschaftsförderung, 
Regionalentwicklung und Planen
Postfach 1565
23958 Wismar

2. Der Bürgermeister als  
untere Immissionsschutzbehörde
Bauamt, Abt. Planung 16.01.2018 - K

Kopenhagener Straße 1
23966 Wismar

3. Staatliches Amt für Landwirtschaft und Umwelt 
    (StALU), Abteilung 5 (Immissionsschutz und 

Klimaschutz, Abfall und Kreislaufwirtschaft) 01.02.2018 - K

    Bleicherufer 13
    19053  Schwerin

4. Staatliches Amt für Landwirtschaft und Umwelt 
    (StALU), Abteilung 4 (Naturschutz, Wasser 

und Boden) 01.02.2018 - K

    Bleicherufer 13
    19053  Schwerin

5. Der Bürgermeister als untere Behörde für
    Brandschutz
    Ordnungsamt, Abt. Brandschutz 21.01.2018 - K

    Frische Grube 13
    23966  Wismar

6. Der Bürgermeister als untere Denkmal-
    schutzbehörde sowie untere Behörde für

Bodendenkmalschutz
Bauamt, Abt. Sanierung und Denkmalschutz 26.01.2018 - K

    Kopenhagener Straße 1
    23966  Wismar

"WOHNGEBIET FRIEDENSHOF II - AM KLINIKUM, TEILBEREICH 
NORD"

§ 4 (2) BauGB       
               
Schreiben vom

Planungsrecht. 
Hinw eise und 
Anregungen

Vorschlag der 
Verw altung

7. Stadtwerke Wismar GmbH 16.01.2018 - K

    Flöter Weg 6-12
    23970  Wismar

8. Die Landrätin als Behörde für
    Gesundheits- und Sozialwesen

Gesundheitsamt - - -

c/o Stabsstelle Wirtschaftsförderung, 
Regionalentwicklung und Planen

    Postfach 1565
    23958 Wismar

9. Industrie- und Handelskammer zu Schwerin - - -

    Graf-Schack-Allee 12
    19053  Schwerin

10. Der Bürgermeister als Träger für Kultur 
    Amt für Kultur, Tourismus und Welterbe 05.02.2018 - K

    Lübsche Straße 23
    23966  Wismar

11. Die Landrätin als Schulträger 
    Landkreis Nordwestmecklenburg
    Fachdienst Bildung und Kultur
    SG Schulverwaltung - - -

c/o Stabsstelle Wirtschaftsförderung, 
Regionalentwicklung und Planen
Postfach 1565
23958 Wismar

12. Die Landrätin als untere Naturschutzbehörde
    Landkreis Nordwestmecklenburg
    Fachdienst Umwelt

SG Naturschutz und Landschaftspflege 15.02.2018 - K

c/o Stabsstelle Wirtschaftsförderung, 
Regionalentwicklung und Planen
Postfach 1565
23958 Wismar    

13. Die Landrätin als untere Wasserbehörde
    Landkreis Nordwestmecklenburg

Fachdienst Umwelt
SG Wasserwirtschaft 15.02.2018 - K

c/o Stabsstelle Wirtschaftsförderung, 
Regionalentwicklung und Planen

    Postfach 1565
    23958 Wismar
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14. Die Landrätin als Träger Personennahverkehr

und Straßenbaulastträger 
    Landkreis Nordwestmecklenburg
    Fachdienst Ordnung/Sicherheit und 
    Straßenverkehr

SG Straßenverkehr 15.02.2018 - K

c/o Stabsstelle Wirtschaftsförderung, 
Regionalentwicklung und Planen
Postfach 1565
23958 Wismar

15. Amt für Raumordnung und Landesplanung
    Westmecklenburg 25.01.2018 - K

Wismarsche Straße 159
19053 Schwerin

16. Der Bürgermeister als Straßenbaulastträger
Bauamt 24.01.2018 - K

Kopenhagener Str. 1
23966  Wismar

Deutsche Telekom AG
Niederlassung Potsdam - - -

PF 229
14526 Stahnsdorf

17. Entsorgungs- und Verkehrsbetrieb
Bereich Entwässerung/Straßenunterhaltung 09.02.2018 - K

Werftstraße 1
23966 Wismar

II.  NACHBARGEMEINDEN

18. Amt Klützer Winkel
für die Gemeinde Zierow 03.04.2018 - K

Schlossstraße 1
23948  Klütz

19. Amt Grevesmühlen-Land
für die Gemeinde Gägelow 30.01.2018 - K

Rathausplatz 1
23936 Grevesmühlen

20. Amt Dorf Mecklenburg - Bad Kleinen
für die Gemeinde Barnekow - - -

Am Wehberg 17
23972  Dorf Mecklenburg

21. Amt Dorf Mecklenburg - Bad Kleinen
für die Gemeinde Metelstorf - - -

Am Wehberg 17
23972  Dorf Mecklenburg

22. Amt Dorf Mecklenburg - Bad Kleinen
für die Gemeinde Dorf Mecklenburg - - -

Am Wehberg 17
23972  Dorf Mecklenburg

23. Amt Dorf Mecklenburg - Bad Kleinen
für die Gemeinde Lübow - - -

Am Wehberg 17
23972  Dorf Mecklenburg

24. Amt Neuburg
für die Gemeinde Hornstorf 08.02.2018 - K

Hauptstr. 10a
23974  Neuburg

25. Amt Neuburg
für die Gemeinde Krusenhagen 14.02.2018 - K

Hauptstr. 10a
23974 Neuburg

26. Amtsfreie Gemeinde Ostseebad Insel Poel - - -

    Gemeindezentrum 13
    23999 Kirchdorf

III. ÖFFENTLICHKEIT § 3 (2) BauGB

Es wurden kleine Stellungnahmen abgegeben

Erklärung

K  -  Kenntnisnahme

B  -  Berücksichtigung

T  -  Teilweise Berücksichtigung

N  -  Nichtberücksichtigung
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Hansestadt Wismar 
Bebauungsplan Nr. 67/06/1  
„Wohngebiet Friedenshof II – Am Klinikum, Teilbereich Nord“, 2. Änderung 

 

 

Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 2 BauGB sowie 
Abstimmung mit den Nachbargemeinden gemäß § 2 Abs. 2 BauGB 
Die von der Planung berührten Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange sowie Nachbargemeinden sind mit Schreiben vom 12.01.2018 
zur Abgabe einer Stellungnahme aufgefordert worden. 
Von 27 beteiligten Behörden und sonstigen Trägern öffentlicher Belange sowie Nachbargemeinden haben 17 eine Stellungnahme abgegeben.  
Zehn Behörden, sonstige Träger öffentlicher Belange bzw. Nachbargemeinden haben keine Stellungnahme abgegeben. Hier ist davon auszugehen, dass 
wahrzunehmende Belange durch diese Planung nicht berührt werden 
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lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 
 
 
 
 

 
  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Es wird zur Kenntnis genommen, dass keine Bedenken oder Versagensgründe gegen den 
Planentwurf bestehen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
   
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zur Kenntnis zu nehmen 
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lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 

 

 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Es wird zur Kenntnis genommen, dass aus landwirtschaftlicher Sicht keine Bedenken und 
Anregungen geäußert werden. 
Hinweise: durch die 2. Änderung entstehen keine Kompensations-/ Ausgleichsmaßnahmen. 
Das Maß der baulichen Nutzung ändert sich nicht. Landwirtschaftliche Flächen werden 
nicht in Anspruch genommen. 
 
Es wird zur Kenntnis genommen, dass sich das Plangebiet in keinem Verfahren zur 
Neuregelung der Eigentumsverhältnisse befindet und dass deshalb Bedenken und 
Anregungen nicht geäußert werden. 
 
 
 
Es wird zur Kenntnis genommen, dass Belange des StALU nicht berührt sind. Es wird eine 
Beteiligung der unteren Naturschutzbehörde durchgeführt. (siehe Pkt. 12) 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zur Kenntnis zu nehmen 
 
 
 
 
 
Zur Kenntnis zu nehmen 
 
 
 
 
 
Zur Kenntnis zu nehmen 
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lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 
 

 
 
 
 
Es wird zur Kenntnis genommen, dass Gewässer erster Ordnung nicht berührt sind und aus 
Sicht des StALU keine wasserwirtschaftlichen Bedenken bestehen. 
 
 
 
Die Hinweise auf das Altlasten- und Bodenschutzkataster und den Umgang mit schädlichen 
Bodenveränderungen, Altlasten oder altlastverdächtigen Flächen sowie auf gesetzliche 
Grundlagen werden zur Kenntnis genommen. Diese gelten unabhängig vom Bauleitplan-
verfahren. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Hinweis auf den Bestandsschutz der nach BImSchG genehmigten Anlage Stadtwerke 
Wismar GmbH (Heizwerk) wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
Es wird zur Kenntnis genommen, dass die schalltechnischen Orientierungswerte für die 
städtebauliche Planung entsprechend DIN 18005 einzuhalten und nach Möglichkeit zu 
unterschreiten sind. 
Hinweis: im Rahmen des Planverfahrens zur Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 67/06/1, 
1. Änderung wurde ein Schallgutachten erstellt, dessen Ergebnisse und Empfehlungen sind 
Grundlage für die Festsetzungen der Schallschutzmaßnahmen (Teil A und Teil B Nr. I 7.) 
Diese bleiben bestehen und werden durch die 2. Änderung des Bebauungsplanes nicht 
geändert. Die Orientierungswerte werden weiterhin eingehalten. 

 
 
 
 
Zur Kenntnis zu nehmen 
 
 
 
 
Zur Kenntnis zu nehmen 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zur Kenntnis zu nehmen 
 
 
 
 
 
 
Zur Kenntnis zu nehmen 
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lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

 
 
 
 
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Sie betreffen die Bauausführung. 
Ein textlicher Hinweis zum Umgang mit Auffälligkeiten u.ä. bei Erdarbeiten ist weiterhin 
Bestandteil des Bebauungsplanes Nr. 76/09 (Teil B Text Nr. III 2.) 
 

 
 
 
 
 
Zur Kenntnis zu nehmen 
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lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Es wird zur Kenntnis genommen, dass seitens der unteren Behörde für Brandschutz keine 
fachspezifischen Anregungen und Bedenken bestehen. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu Kenntnis zu nehmen 
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lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Es wird zur Kenntnis genommen, dass der 2. Planänderung aus baudenkmalpflegerischer und 
bodendenkmalpflegerischer Sicht nichts entgegensteht und dass die Belange der 
Baudenkmalpflege und der Bodendenkmalpflege durch die geplante Änderung nicht berührt 
werden. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu Kenntnis zu nehmen 
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lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Es wird zur Kenntnis genommen, dass die Stadtwerke Wismar GmbH und die Strom- und 
Gasnetz Wismar GmbH keine weiteren Forderungen oder Hinweise zum Bebauungsplan 
haben. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zur Kenntnis zu nehmen 
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lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Zustimmung des Amtes für Welterbe, Tourismus und Kultur für die 2. Änderung des B-
Planes 67/06/1 wird zur Kenntnis genommen 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zur Kenntnis zu nehmen 
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lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Beteiligung der Fachdienste wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zur Kenntnis zu nehmen 
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lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Hinweise zu den rechtlichen Grundlagen werden zur Kenntnis genommen und beachtet. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Nach Auffassung der Stabsstelle Wirtschaftsförderung, Regionalentwicklung und Planen des 
Landkreises Nordwestmecklenburg (LK NWM) als Rechtsaufsichtsbehörde für die Flächen- 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zur Kenntnis zu nehmen 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu berücksichtigen 
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lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 

 
nutzungsplanung besteht kein Planungserfordernis, da der Ausschluss von Ferienwohnungen 
in Bestandsplänen, die vor dem 21.11.2017 (bzw. vor dem 13.05.2017 – Inkraftsetzung des 
BauGBÄndG 2017) beschlossen wurden, geregelt ist. Der LK NWM bezieht sich auf die  
Äußerungen von Ministerialdirektor a.D. Dr. Peter Runkel in der Einführung zum BauGB. 
Jeder Bebauungsplan ist hiernach im Zusammenhang mit der Fassung der BauNVO zu lesen, 
die zum Zeitpunkt der Beschlussfassung galt. Da der Bebauungsplan Nr. 76/09 bereits am 
20.06.2016 beschlossen wurde, gilt hier die BauNVO vom 23.01.1990 mit ihrer letzten 
Änderung vom 11.06.2013. Hinsichtlich der Ergänzung des § 13a BauNVO in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 21.11.2017 lässt sich weder in einer Überleitungsvorschrift zum 
BauGB noch zur BauNVO eine Rückwirkung auf Bestandspläne entnehmen. Somit wäre ein 
Änderungsverfahren zum Bebauungsplan bezüglich der Festsetzungen zu Ferienwohnungen 
nicht erforderlich. 
In anderen Rechtsauffassungen u.a. von Vertretern des Landes M-V wird jedoch die These 
vertreten, dass der § 13a BauNVO eine Klarstellung und keine Änderung der BauNVO 
bedeutet. Es ist daher nicht möglich, auf die zum Zeitpunkt des Satzungsbeschlusses des 
Bebauungsplanes Nr. 76/09 geltenden Rechtsgrundlagen abzustellen. Hiernach besteht also 
Rückwirkung. Es wird daher empfohlen, in rechtskräftigen Bebauungsplänen zur Sicherung 
des Planungswillens ein Änderungsverfahren zur Anpassung der Festsetzungen vorzu-
nehmen. Dies erfolgt durch die 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 76/09. 
In der Begründung zur 1. Änderung des Bebauungsplanes wird auf die unterschiedlichen 
Rechtsauffassungen und dem Umgang damit im Planverfahren eingegangen. 
 
Es wird zur Kenntnis genommen, dass für den LK NWM nachvollziehbar ist, dass es die Stadt  
auf Grund der kontroversen Diskussionen um die Ferienwohnungen für städtebaulich 
erforderlich hält sich mit diesem Thema auseinanderzusetzen. Dies sollte in der Begründung 
als Planungsanlass zum Ausdruck kommen. Die Begründung Pkt. 1.1 wird entsprechend 
ergänzt. 
 
 
 
 
 
Der Hinweis, dass das Planungsziel der Stadt mit der vorliegenden Fassung (Stand: Betei-
ligung gemäß § 4 (2) BauGB) nicht vollumfänglich umgesetzt werden kann wurde geprüft. 
Die Festsetzung I. wurde bereits in der Entwurfsfassung zur Beteiligung gemäß § 3 (2) 
BauGB geändert und entsprechend dem Vorschlag der Stabsstelle Wirtschaftsförderung, 
Regionalentwicklung und Planen des Landkreises Nordwestmecklenburg (LK NWM) ergänzt. 
Ferienwohnungen sollen weder als Betriebe des Beherbergungsgewerbes noch als sonstige 
nichtstörende Gewerbebetriebe zulässig sein. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu berücksichtigen 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu berücksichtigen 
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lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen und berücksichtigt, die Präambel wird 
entsprechend angepasst.  
 
 
 
 
 
 
Die Hinweise und Empfehlungen werden zur Kenntnis genommen und berücksichtigt, der 
Text – Teil B wird entsprechend angepasst. Der Ausschluss auch der Zulässigkeit von 
Ferienwohnungen als Betriebe des Beherbergungsgewerbes erfolgt. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu berücksichtigen 
 
 
 
 
 
 
 
Zu berücksichtigen 
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lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 

 
 
 
 
 
Die Begründung wird entsprechend überarbeitet. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Es wird zur Kenntnis genommen, dass wasserrechtliche Belange nicht betroffen sind. 
 
 
 
 
Die aufgeführten Rechtsgrundlagen werden zur Kenntnis genommen. 
 
 

 
 
 
 
 
Zu berücksichtigen 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu Kenntnis zu nehmen 
 
 
 
 
Zu Kenntnis zu nehmen 
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lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Es wird zur Kenntnis genommen, dass Belange von Naturschutz und Landschaftspflege nicht 
berührt werden. 
 
 
 
Die aufgeführten Rechtsgrundlagen werden zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
Es wird zur Kenntnis genommen, dass seitens des Straßenbaulastträgers keine Einwände 
bestehen und keine Straßen und Anlagen in seiner Trägerschaft betroffen sind. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zur Kenntnis zu nehmen 
 
 
 
 
Zur Kenntnis zu nehmen 
 
 
 
Zur Kenntnis zu nehmen 
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lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Hinweise auf diverse Aufnahme- und Sicherungspunkte des Lagenetzes werden zur 
Kenntnis genommen, sie sind jedoch für das Bauleitplanverfahren zur 1. Änderung des 
Bebauungsplanes nicht relevant. Diese bezieht sich ausschließlich auf den Text Teil B zum 
rechtssicheren Umgang mit Ferienwohnungen unter Beachtung des § 13a der BauNVO vom 
21.11.2017. 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zur Kenntnis zu nehmen 
 
 
 
 
 
 
Zur Kenntnis zu nehmen 
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lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 
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lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 
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lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Beurteilungsgrundlagen werden zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
Die Aufführung der vorgelegten Unterlagen und Planungsziele wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
Es wird zur Kenntnis genommen, dass durch das Vorhaben Grundzüge der Planung nach 
raumordnerischen Maßstäben nicht berührt werden 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zur Kenntnis zu nehmen 
 
 
 
Zur Kenntnis zu nehmen 
 
 
 
 
 
 
 
Zur Kenntnis zu nehmen 
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lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
Es wird zur Kenntnis genommen, dass der 1. Änderung des B-Plans Nr. 76/09 keine Ziele und 
Grundsätze der Raumordnung und Landesplanung entgegenstehen. 
 
 
Es wird zur Kenntnis genommen, dass sich die landesplanerische Stellungnahme auf die 
Ziele und Grundsätze der Raumordnung und Landesplanung bezieht und der erforderlichen 
Prüfung durch die zuständige Genehmigungsbehörde nicht vorgreift sowie dass die 
Stellungnahme nur solange gilt, wie sich die Beurteilungsgrundlagen für das Vorhaben nicht 
wesentlich ändern. 
Die Bitte um Übersendung eines Exemplars des genehmigten Planes an das Amt für 
Raumordnung und Landesplanung Westmecklenburg wird zur Kenntnis genommen, die 
Übersendung der Unterlagen erfolgt entsprechend nach Abschluss des Verfahrens. 

 
 
 
Zur Kenntnis zu nehmen 
 
 
 
Zur Kenntnis zu nehmen 
 
 
 
 
Zur Kenntnis zu nehmen 
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lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Es wird zur Kenntnis genommen, dass es aus Sicht der Straßenverwaltung keine weiteren 
Hinweise und Anmerkungen gibt. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zur Kenntnis zu nehmen 
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lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Es wird zur Kenntnis genommen, dass von Seiten des EVB, Bereich Entwässerung und 
Straßenunterhaltung zum Bebauungsplan keine Einwände bestehen. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zur Kenntnis zu nehmen 
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lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Es wird zur Kenntnis genommen, dass die Gemeinde Zierow zur 2. Änderung zum 
Bebauungsplan Nr. 67/06/1 weder Anregungen noch Bedenken äußert. Die Planungen der 
Gemeinde Zierow werden durch diese Planungen nicht berührt. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zur Kenntnis zu nehmen 
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lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Es wird zur Kenntnis genommen, dass von Seiten der Gemeinde Gägelow  keine Anregungen 
zum Entwurf der 2. Änderung des B-Planes Nr. 67/06/1 bestehen und wahrzunehmende 
nachbarschaftliche Belange durch die Planung der Hansestadt Wismar nicht berührt werden. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zur Kenntnis zu nehmen 
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lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Es wird zur Kenntnis genommen, dass es seitens der Gemeinde Hornstorf keine Anregungen 
und Bedenken zum Entwurf des Bebauungsplanes Nr. 67/06/1 (2. Änderung) gibt. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zur Kenntnis zu nehmen 
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lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Es wird zur Kenntnis genommen, dass es seitens der Gemeinde Krusenhagen keine 
Anregungen und Bedenken zum Entwurf des Bebauungsplanes Nr. 76/09 (1. Änderung) gibt. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zur Kenntnis zu nehmen 
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Hansestadt Wismar 
Bebauungsplan Nr. 67/06/1  
„Wohngebiet Friedenshof II – Am Klinikum, Teilbereich Nord“, 2. Änderung 

 

 

Öffentliche Auslegung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB 
Der Entwurf vom Bebauungsplan Nr. 67/06/1 „Wohngebiet Friedenshof II – Am Klinikum, Teilbereich Nord“, 2. Änderung sowie die Begründung haben in der Zeit vom 
04.04.2018 bis einschließlich 08.05.2018 öffentlich ausgelegen. 
Während der öffentlichen Auslegung wurde keine Stellungnahme mit Anregungen oder Hinweise vorgebracht. 
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2. ÄNDERUNG ZUM BEBAUUNGSPLAN 
NR. 67/06/1  

„WOHNGEBIET FRIEDENSHOF II – AM 
KLINIKUM, TEILBEREICH NORD“ 

 
Auf der Grundlage des § 10 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 3. November 2017 (BGBl. I S. 3634) wird zum rechtssicheren 
Umgang mit Ferienwohnungen unter Beachtung des § 13a der BauNVO vom 21. No-
vember 2017 und nach Beschlussfassung durch die Bürgerschaft der Hansestadt 
Wismar vom 00000 der Textbebauungsplan für das Bebauungsplangebiet Nr. 
67/06/1 „Wohngebiet Friedenshof II – Am Klinikum, Teilbereich Nord“, 2. Änderung 
als Satzung erlassen. 
 
Geltungsbereich Bebauungsplan Nr. 67/06/2, 2. Änderung: 
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TEIL B TEXT 

 

 

Die Festsetzungen im Textbebauungsplan gelten zusätzlich zu den Festsetzungen 
im Bebauungsplan Nr. 67/06/1, 1. Änderung; die Festsetzungen des Bebauungspla-
nes Nr. 67/06/1, 1. Änderung, Rechtskraft vom  25.03.2017 gelten fort. 
 

 

I. PLANUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN  
 (§ 9 Abs. 1 BauGB) 
 

ART DER BAULICHEN NUTZUNG 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 1 Abs. 9, § 4 Abs. 3 Nr. 2 und § 13a Satz 1  
BauNVO) 

 
 

ALLGEMEINES WOHNGEBIET (WA) 
  

Im allgemeinen Wohngebiet sind in allen Teilbereichen Ferienwohnungen i.S. 
des § 13a BauNVO als Unterart der nach § 4 Abs. 3 BauNVO ausnahmsweise 
zulässigen Nutzungen 
Nr. 1 Betriebe des Beherbergungsgewerbes 
Nr. 2 sonstige nicht störende Gewerbebetriebe  
gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 1 BauNVO i.V.m. § 1 Abs. 9 BauNVO nicht Bestandteil 
des Bebauungsplanes und deshalb nicht zulässig. 

  
 
 
 

VERFAHRENSVERMERKE  
ZUR 2. ÄNDERUNG  
DES BEBAUUNGSPLANES NR. 67/06/1 

 
 
1. Aufgestellt gemäß § 2 Abs. 1 Satz 1 BauGB aufgrund des Aufstellungsbeschlusses der 

Bürgerschaft der Hansestadt Wismar vom 26.10.2017. 
Die ortsübliche Bekanntmachung des Aufstellungsbeschlusses ist durch Veröffentli-
chung im Stadtanzeiger der Hansestadt Wismar am 25.11.2017 erfolgt. 

 
 
 
       Wismar,     Der Bürgermeister  
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2. Die von der Planung berührten Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange 
sowie die Nachbargemeinden sind gemäß § 4 Abs. 2 BauGB bzw. § 2 Abs. 2 BauGB 
mit Schreiben vom 12.01.2018 zur Abgabe einer Stellungnahme aufgefordert worden. 

  
 
 
    Wismar,     Der Bürgermeister 
 
 
3.1  Die Bürgerschaft der Hansestadt Wismar hat am 15.02.2018 den Entwurf der 2. Än-

derung des Bebauungsplanes beschlossen, die Begründung gebilligt und zur Ausle-
gung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB bestimmt. 

 
 
 
   Wismar,      Der Bürgermeister 
 
 
3.2 Der Entwurf der 2. Änderung des Bebauungsplanes, bestehend aus dem Text (Teil 

B), sowie die Begründung haben in der Zeit vom 04.04.2018 bis 08.05.2018 während 
der Dienststunden Montag bis Mittwoch von 8.30 Uhr bis 12.00 Uhr und von 13.00 
Uhr bis 15.30 Uhr, Donnerstag von 8.30 Uhr bis 12.00 Uhr und von 13.00 Uhr bis 
17.30 Uhr und Freitag von 8.30 Uhr bis 12.30 Uhr im Bauamt der Hansestadt Wis-
mar, Abt. Planung, Kopenhagener Straße 1 gemäß § 3 Abs. 2 BauGB öffentlich aus-
gelegen. 
Die öffentliche Auslegung ist mit den Hinweisen, dass von jedermann Stellungnah-
men zum Planentwurf abgegeben werden können sowie nicht fristgerecht abgegebe-
ne Stellungnahmen unberücksichtigt bleiben am 24.03.2018 ortsüblich im Stadtan-
zeiger der Hansestadt Wismar bekannt gemacht worden.  
Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange sowie die Nachbargemein-
den wurden benachrichtigt. 
Zusätzlich zur öffentlichen Auslegung der Planunterlagen im Bauamt waren diese 
zeitgleich auf der Homepage der Hansestadt Wismar unter 
http://www.wismar.de/Bürger/Aktuelles/Öffentliche_Auslegungen/ einsehbar. 

 
 
 
     Wismar,     Der Bürgermeister 
 
 
4.  Die Bürgerschaft der Hansestadt Wismar hat die Stellungnahmen der Behörden und 

sonstigen Träger öffentlicher Belange sowie der Nachbargemeinden und die fristge-
mäß abgegebenen Stellungnahmen während der Beteiligung der Öffentlichkeit ge-
mäß § 1 Abs. 6 BauGB am                        geprüft. Das Ergebnis ist mitgeteilt worden. 

 
 
 
         Wismar,     Der Bürgermeister 
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5. Die 2. Änderung des Bebauungsplanes, bestehend dem Text (Teil B), wurde gemäß 
§ 10 BauGB am                    von der Bürgerschaft der Hansestadt Wismar als Sat-
zung beschlossen. Die Begründung zur 2. Änderung des Bebauungsplanes wurde 
mit Beschluss der Bürgerschaft am                    gebilligt. 

 
 
 
     Wismar,     Der Bürgermeister 
 
 
6. Die 2. Änderung des Bebauungsplanes wurde aus dem wirksamen Flächennut-

zungsplan der Hansestadt Wismar entwickelt. 
 
 
 
     Wismar,     Der Bürgermeister 
 
 
7. Die Übereinstimmung der 2. Änderung des Bebauungsplanes mit dem am                   

gefassten Beschluss wird bestätigt. 
Die Bebauungsplansatzung, bestehend aus dem Text (Teil B) wird hiermit ausgefer-
tigt.      

 
 
 
      Wismar,      Der Bürgermeister 
 
 
8. Der Beschluss der 2. Änderung des Bebauungsplanes sowie die Stelle, bei der die 

Satzung mit der Begründung auf Dauer während der Dienststunden von jedermann 
eingesehen werden kann und über den Inhalt Auskunft zu erhalten ist, sind gemäß § 
10 Abs. 3 BauGB am                      ortsüblich im Stadtanzeiger der Hansestadt Wis-
mar bekannt gemacht worden. 
In der Bekanntmachung ist auf die Geltendmachung der Verletzung von Vorschriften 
und die Rechtsfolgen (§ 215 Abs. 2 BauGB) und weiter auf Fälligkeit und Erlöschen 
von Entschädigungsansprüchen (§ 44 Abs. 5 BauGB) hingewiesen worden. 

     Die Satzung ist mit der Bekanntmachung in Kraft getreten.   
Zusätzlich erfolgte die Bekanntmachung auf der Homepage der Hansestadt Wismar. 

 
 
 
       Wismar,     Der Bürgermeister  
 
 
9. Katastervermerk 

Ein Katastervermerk ist nicht erforderlich, da der Bebauungsplan Nr. 67/06/1, 2. Än-
derung nur die Art der baulichen Nutzung regelt. Einer geometrisch einwandfreien 
Darstellung baulicher Anlagen, Straßen, Wege und Plätze bedarf es nicht. 
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Hansestadt Wismar                      Stand: August 2018 
          
 
 
 

Entwurfsbegründung 
(§ 9 (8) BauGB) 

 
 

zum Bebauungsplan Nr. 67/06/1 
 

„Wohngebiet Friedenshof II – Am Klinikum, Teilbereich Nord”, 
 

2. Änderung 

- 
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INHALTSVERZEICHNIS 
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1.1 Allgemeines 
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1.4. Übergeordnete Planungen 
1.5. Planungsabsichten und Ziele 
1.6. Rechtsgrundlagen 
 

2. Planinhalt 
Art und Maß der baulichen Nutzung 

 Allgemeines Wohngebiet 
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1. Erfordernis der Planaufstellung und allgemeine Ziele 
 
1.1. Allgemeines 
 

Das Gesetz zur Umsetzung der Richtlinie 2014/52/EU im Städtebau-
recht und zur Stärkung des neuen Zusammenlebens in der Stadt vom 
4. Mai 2017 (BGBl. I S. 1057) ist am 13. Mai 2017 in Kraft getreten.  

 Dieses BauGBÄndG 2017 dient u.a. zum einen der Anpassung des Bau-
 gesetzbuchs an die Richtlinie 2014/52/EU des Europäischen Parlaments 
 und des Rates vom 16. April 2014 zur Änderung der Richtlinie 
 2011/92/EU über die Umweltverträglichkeitsprüfung bei bestimmten 
 öffentlichen und privaten Projekten (ABl. L 124 vom 25.4.2014 S. 1) 
 (UVP-Richtlinie). Zum anderen wird die Innenentwicklung gestärkt.  
 Das Gesetz greift zudem weitere städtebauliche Anliegen auf und führt 
 diese einer gesetzlichen Regelung zu: so wurden u.a. im Hinblick auf 
 Ferienwohnungen und Nebenwohnungen Rechtsunsicherheiten besei-
 tigt und die kommunalen Steuerungsmöglichkeiten sind ausgeweitet 
 worden.  

 
Auf dieser Basis haben das Baugesetzbuch (BauGB) und die Bau-
nutzungsverordnung (BauNVO) folgende Neufassungen erfahren: 

- BauGB in der Fassung der Bekanntmachung vom 03.11.2017  
        (BGBl. I S. 3634) 
- BauNVO in der Fassung der Bekanntmachung vom 21.11.2017 
       (BGBl. I S. 3786) 

 
Im neuen § 13a BauNVO wurde klargestellt, dass Ferienwohnungen als 
kleine Betriebe des Beherbergungsgewerbes, Betriebe des Beherber-
gungsgewerbes, nicht störende Gewerbebetriebe, sonstige nicht stö-
rende Gewerbebetriebe und sonstige Gewerbebetriebe in allen Arten 
der wohnbaulichen Nutzung (§§ 2-7 BauNVO) allgemein oder aus-
nahmsweise zulässig sind. 
 
Zum Umgang mit Bebauungsplänen, die vor der Novellierung von 
BauGB und BauNVO beschlossen worden sind gibt es bisher unter-
schiedliche Rechtsauffassungen: 
 
Auffassung 1 
Jeder Bebauungsplan ist im Zusammenhang mit der Fassung der 
BauNVO zu lesen, die zum Zeitpunkt der Beschlussfassung galt. Hin-
sichtlich der Ergänzung des § 13a BauNVO lässt sich weder in einer 
Überleitungsvorschrift zum BauGB noch zur BauNVO eine Rückwirkung 
auf Bestandspläne entnehmen. D.h. dass für die Beurteilung der Art 
der baulichen Nutzung (hier die Zulässigkeit bzw. Unzulässigkeit von  
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Ferienwohnungen) im Geltungsbereich des am 23.02.2017 beschlosse-
nen Bebauungsplanes Nr. 67/06/1, 1. Änderung die zum damaligen 
Zeitpunkt gültige Fassung der BauNVO anzuwenden ist. Somit waren 
zum Zeitpunkt der Beschlussfassung Ferienwohnungen weder als nicht 
störende Gewerbebetriebe noch als Beherbergungsbetriebe nach der 
Rechtsprechung des Landes M-V einzustufen und damit auch nicht aus-
nahmsweise im Allgemeinen Wohngebiet zulässig. Daraus folgend ließe 
sich feststellen, dass der Ausschluss von Ferienwohnungen in Be-
standsplänen, die vor der Novellierung beschlossen wurden, geregelt 
ist und also kein Planungserfordernis für eine Änderung des Bebau-
ungsplanes besteht. 
 
Auffassung 2 
Der § 13a BauNVO bedeutet eine Klarstellung und keine Änderung der 
BauNVO. Daher ist es nicht möglich auf die zum Zeitpunkt des Sat-
zungsbeschlusses des Bebauungsplanes Nr. 67/06/1, 1. Änderung am 
23.02.2017 geltenden Rechtsgrundlagen abzustellen. Es besteht keine 
Rückwirkung. Es wird daher empfohlen, in rechtskräftigen Bebauungs-
plänen zur Sicherung des Planungswillens ein Änderungsverfahren zur 
Anpassung der Festsetzungen vorzunehmen. 
Dieser Empfehlung wird mit Aufstellung der 2. Änderung des Bebau-
ungsplanes Nr. 67/09/1 gefolgt. Entgegenstehende Belange wurden im 
Planverfahren nicht geäußert. Der Planungswille der Hansestadt Wis-
mar zum Thema Ferienwohnungen wird klargestellt: 
 
Um die ursprüngliche Planungsabsicht des Bebauungsplanes Nr. 
67/09/1, 1. Änderung – die Bereitstellung von Flächen für die Nachfra-
ge nach Wohngrundstücken – mit der neuen Rechtslage in Überein-
stimmung zu bringen beschloss die Bürgerschaft der Hansestadt Wis-
mar am 26.10.2017 die Aufstellung der 2. Änderung des Bebauungs-
planes Nr. 67/06/1 aufgrund einer erforderlichen Klarstellung der 
textlichen Festsetzung zum Thema „Ferienwohnungen“ aus Anlass der 
Novellierung des Baugesetzbuches 2017. 
Das Planänderungsverfahren wird gemäß § 13 BauGB als vereinfachtes 
Verfahren durchgeführt. 
 
 

1.2. Geltungsbereich 
 

Das Plangebiet befindet sich im Stadtteil Friedenshof.  
Der Bebauungsplan umfasst einen Geltungsbereich von ca. 6,5 ha. 
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Er wird begrenzt: 

 
im Nordosten: von der Störtebeckerstraße 
im Südosten:  von einer Linie ca. 50 m östlich der Straße Zum Netz-

boden sowie vom Parkplatz am Promenadencenter 
im Südwesten:  von der Schiffbauerpromenade  
im Nordwesten:  von der Philipp-Müller-Straße 

 
 

1.3. Einordnung der Planung 
 

 Der Bereich des Bebauungsplanes Nr. 67/06/1 ist im wirksamen Flä-
chennutzungsplan der Hansestadt Wismar als Wohnbaufläche darge-
stellt. Der Bebauungsplan ist aus dem Flächennutzungsplan entwickelt 
worden. 

 
 
1.4. Übergeordnete Planungen 
 

Der Bezug des Bebauungsplanes zu den übergeordneten Planungen wie 
dem Regionalen Raumentwicklungsprogramm Westmecklenburg (RREP 
WM) und dem Integrierten Stadtentwicklungskonzept, 2. Fortschrei-
bung (ISEK) wurde in der Begründung zum Bebauungsplan Nr. 
67/06/1, 1. Änderung ausführlich dargestellt. Diese Grundlagen gelten 
weiter. 
Im Rahmen des Monitorings Stadtentwicklung Berichtsjahr 2016, er-
stellt im Juli 2017 wurden insbesondere die Prognosen zur Einwohne-
rentwicklung und dem sich daraus ergebenen Wohnraumbedarf präzi-
siert. So ist seit 2013 entgegen der Prognose 2012 ein realer Anstieg 
der Einwohnerzahlen zu verzeichnen. Aufgrund der positiven wirt-
schaftlichen Entwicklung im Stadtgebiet und der damit verbundenen 
verstärkten Zunahme von Arbeitsplätzen, auch insbesondere durch den 
avisierten Ausbau des Unternehmens MV Werften und seiner Zulieferer 
ist trotz der negativen natürlichen demografischen Entwicklung von ei-
ner weiteren Steigerung der Einwohnerzahlen und damit verbunden mit 
einem großen wachsenden Bedarf an Wohnbauflächen einschließlich 
der dazugehörigen technischen und sozialen Infrastruktur auszugehen. 
Entsprechend der Darstellung im Monitoringbericht ergibt sich insbe-
sondere im Teilsegment Einfamilien-/Doppel-/Reihenhäuser eine Zu-
nahme der wohnungsnachfragenden Haushalte. 
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1.5. Planungsabsichten und Ziele 
 

Wie bereits in der Begründung zum Bebauungsplan Nr. 67/06/1, 1. Än-
derung ausgeführt sollten mit der Aufstellung des Bebauungsplanes die 
planungsrechtlichen Voraussetzungen für die Errichtung eines Wohn- 
gebietes an einem in den Stadtorganismus integrierten Standort ge-
schaffen werden. 
 
Schwerpunkt im festgesetzten Allgemeinen Wohngebiet wird die Errich-
tung Wohngebäuden mit bis zu zwei Wohnungen sein, d.h. es sollen 
„klassische“ Einfamilienhäuser, ggf. mit Einliegerwohnung entstehen. 
In einem Teilbereich an der Philip-Müller-Straße ist mehrgeschossiger 
Wohnungsbau vorgesehen. 
Das in relativ kurzer Entfernung (ca. 1.600 m) zur Werft gelegene 
Wohngebiet bietet neben der attraktiven Lage und den günstigen 
Standortfaktoren für seine Bewohner wie die Nähe zu den Freizeitanla-
gen Tierpark, Bürgerpark, Köppernitztal, Phantechnikum sowie zur his-
torischen Altstadt insbesondere Chancen für die aufgrund der beabsich-
tigten Unternehmensentwicklungen erforderliche Ansiedlung weiterer 
Mitarbeiter der Werft wie auch ihrer Zulieferbetriebe und damit kurze 
Wege zur Arbeit. Die unmittelbare Umgebung des Plangebietes ist 
durch weitere Wohngebiete (Friedenshof, Dammhusen) einschließlich 
der erforderlichen technischen und sozialen Infrastruktur sowie das Kli-
nikum und Seniorenwohnheime geprägt.  
 
Ziel der Planung war und ist deshalb in Ergänzung zur vorhandenen 
Bebauung die Errichtung von Gebäuden zum Zwecke des dauerhaften 
Wohnens. 
 
 

1.6. Rechtsgrundlagen 
 

o Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
03. November 2017 (BGBl. I S. 3634) 

 
o Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung der Bekanntma-

chung vom 21. November 2017 (BGBl. I S. 3786) 
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2. Planinhalt 
 
 Art der baulichen Nutzung 
 
 Allgemeines Wohngebiet 

 
 
Für das im rechtskräftigen Bebauungsplan Nr. 67/06/1, 1. Änderung 
festgesetzte Allgemeine Wohngebiet mit seinen Bereichen WA 1 bis WA 
4 wird zusätzlich folgende Festsetzung aufgenommen: 
 
„Im allgemeinen Wohngebiet sind in allen Teilbereichen Ferienwohnun-
gen i.S. des § 13a BauNVO als Unterart der nach § 4 Abs. 3 BauNVO 
ausnahmsweise zulässigen Nutzungen 
Nr. 1 Betriebe des Beherbergungsgewerbes 
Nr. 2 sonstige nicht störende Gewerbebetriebe  
gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 1 BauNVO i.V.m. § 1 Abs. 9 BauNVO nicht Be-
standteil des Bebauungsplanes und deshalb nicht zulässig.“ 
 
Wie bereits oben erläutert ist es das städtebauliche Ziel der Planung im 
Allgemeinen Wohngebiet an diesem Standort die Errichtung von Ge-
bäuden zum dauerhaften Wohnen zu ermöglichen und somit der stei-
genden Nachfrage nach Wohnbauflächen im Stadtgebiet gerecht zu 
werden. Das Gebiet soll vorwiegend dem Wohnen dienen. Beeinträchti-
gungen der angestrebten Wohnruhe auch durch Ferienwohnungen, die 
als sogenannter nichtstörender Gewerbebetrieb bzw. Betrieb des Be-
herbergungsgewerbes gemäß § 13a BauNVO i.V.m. § 4 Abs. 3 Nr. 2 
und 3 BauNVO ausnahmsweise zulässig wären sind zu minimieren.  
 

 Da andererseits für die Errichtung von Ferienwohnungen im Stadtge-
 biet und hier konkret in den Sondergebieten des rechtskräftigen Be-
 bauungsplanes Nr. 12/91/2 „Alter Hafen“ umfangreiche Angebote aus-
 gewiesen und zum Teil bereits fertiggestellt wurden, ist ein zusätzlicher 
 Bedarf an Ferienwohnungen nicht erkennbar.  
  
 Deshalb sollen aus den genannten städtebaulichen Gründen im Allge-
 meinen Wohngebiet am Standort Friedenshof II – Am Klinikum Ferien-
 wohnungen auch ausnahmsweise nicht zulässig sein. 
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Bauleitplanung der Hansestadt Wismar
Bebauungsplan Nr. 76/09 "Wohn- und Mischgebiet Lübsche Burg Ost", 1. 
Änderung
Abwägungs- und Satzungsbeschluss gemäß § 10 BauGB

Status Datum Gremium Zuständigkeit

 Öffentlich  13.08.2018  Bau- und Sanierungsausschuss  Vorberatung

 Öffentlich  30.08.2018  Bürgerschaft der Hansestadt Wismar  Entscheidung

Beschlussvorschlag:

1. Die Bürgerschaft der Hansestadt Wismar hat die vorgebrachten planungsrechtlich relevanten 
Stellungnahmen der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange  sowie der 
Nachbargemeinden aus der Beteiligung gemäß § 4 Abs. 2 BauGB in Verbindung mit § 2 Abs. 2 
BauGB zum Entwurf des Bebauungsplanes Nr. 76/09 „Wohn- und Mischgebiet Lübsche Burg 
Ost“, 1. Änderung mit dem Ergebnis geprüft, dass die Anregungen und Hinweise aus der 
Stellungnahme der

- Landrätin des Landkreises Nordwestmecklenburg, Stabsstelle Wirtschaftsförderung, 
Regionalentwicklung und Planen

berücksichtigt werden.

Die Bürgerschaft der Hansestadt Wismar hat die vorgebrachten Stellungnahmen aus der 
Behördenbeteiligung geprüft und beschließt die Abwägung (Prüfung der Stellungnahmen) 
entsprechend dem Vorschlag der Verwaltung (siehe Anlage 1).

Die Bürgerschaft nimmt zur Kenntnis dass im Rahmen der Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß 
§ 3 Abs. 2 BauGB keine Anregungen oder Hinweise geäußert wurden.

2. Die Bürgerschaft der Hansestadt Wismar beschließt den Bebauungsplan Nr. 76/09 Wohn- und 
Mischgebiet Lübsche Burg Ost“, 1. Änderung für das Gebiet, welches wie folgt begrenzt wird:

im Nordwesten: von der Straße zum Festplatz
im Nordosten: von der Alexander-Behm-Straße (Planstraße B – Mischgebiet)



im Südosten: von der Parkanlage Köppernitztal
im Südwesten: vom Festplatz

bestehend aus den textlichen Festsetzungen (Teil B) in der vorliegenden Fassung gemäß § 10 
BauGB in Verbindung mit der Kommunalverfassung als Satzung (siehe Anlage 2)

3. Die Begründung zum Bebauungsplan Nr. 76/09 Wohn- und Mischgebiet Lübsche Burg Ost“, 1. 
Änderung (siehe Anlage 3) wird gebilligt.

4. Die Verwaltung wird beauftragt, den Verfassern von Stellungnahmen zum Bebauungsplan 
nach dem Abwägungs- und Satzungsbeschluss das Ergebnis der Prüfung der fristgerecht 
eingegangenen Schriftsätze gemäß § 3 Abs. 2 Satz 4 BauGB mitzuteilen.

5. Der Bebauungsplan wurde aus dem wirksamen Flächennutzungsplan der Hansestadt Wismar 
entwickelt. Die Verwaltung wird beauftragt, den Beschluss der Satzung über den Bebauungsplan 
Nr. 76/09 „Wohn- und Mischgebiet Lübsche Burg Ost“, 1. Änderung gemäß § 10 Abs. 3 BauGB 
ortsüblich bekannt zu machen.
In der Bekanntmachung ist anzugeben, wo der Bebauungsplan einschließlich Begründung 
während der Öffnungszeiten der Verwaltung eingesehen und über den Inhalt Auskunft verlangt 
werden kann. Mit der Bekanntmachung tritt der Bebauungsplan Nr. 76/09, 1. Änderung in Kraft.

Begründung:

Die Bürgerschaft der Hansestadt Wismar hat auf ihrer Sitzung am 26.10.2017 (VO/2017/2393) 
die Aufstellung der 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 76/09 Wohn- und Mischgebiet 
Lübsche Burg Ost“ gemäß § 13 BauGB im vereinfachten Verfahren beschlossen
Die vorliegende Planung wurde infolgedessen im vereinfachten Verfahren ohne Durchführung 
einer Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB, ohne frühzeitige Beteiligungen der Behörden 
gemäß § 4 Abs. 1 BauGB sowie der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 1 BauGB erarbeitet.

Die Behörden sind gemäß § 4 Abs. 2 BauGB vom 12.01.2018 bis einschließlich 15.02.2018 am 
Planverfahren beteiligt worden; die Bürgerschaft der Hansestadt Wismar hat den Entwurfs- und 
Auslegungsbeschluss am 15.02.2018 (VO/2018/2557) gefasst.
Die öffentliche Auslegung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB fand in der Zeit vom 04.04.2018 bis 
einschließlich 08.05.2018 statt. Im Rahmen der Öffentlichkeitsbeteiligung sind keine 
Stellungnahmen abgegeben worden.

Der Bebauungsplan, bestehend aus den textlichen Festsetzungen (Teil B – Anlage 2) sowie die 
Begründung (Anlage 3) wurden entsprechend dem Abwägungsbeschluss angepasst.

Gemäß § 13 Abs. 3 BauGB wird von einer zusammenfassenden Erklärung nach § 10a Abs. 1 
BauGB abgesehen.

Finanzielle Auswirkungen (Alle Beträge in Euro):

Durch die Umsetzung des vorgeschlagenen Beschlusses entstehen voraussichtlich 
folgende finanzielle Auswirkungen auf den Haushalt:

x Keine finanziellen Auswirkungen
Finanzielle Auswirkungen gem. Ziffern 1 - 3



1. Finanzielle Auswirkungen für das laufende Haushaltsjahr

Ergebnishaushalt

Produktkonto /Teilhaushalt: Ertrag in Höhe von
Produktkonto /Teilhaushalt: Aufwand in Höhe von

Finanzhaushalt

Produktkonto /Teilhaushalt: Einzahlung in Höhe von
Produktkonto /Teilhaushalt: Auszahlung in Höhe von

Deckung

Deckungsmittel stehen nicht zur Verfügung
Die Deckung ist/wird wie folgt gesichert

Produktkonto /Teilhaushalt: Ertrag in Höhe von
Produktkonto /Teilhaushalt: Aufwand in Höhe von

Erläuterungen zu den finanziellen Auswirkungen für das laufende Haushaltsjahr (bei 
Bedarf): 

2. Finanzielle Auswirkungen für das Folgejahr / für Folgejahre 

Ergebnishaushalt

Produktkonto /Teilhaushalt: Ertrag in Höhe von
Produktkonto /Teilhaushalt: Aufwand in Höhe von

Finanzhaushalt

Produktkonto /Teilhaushalt: Einzahlung in Höhe von
Produktkonto /Teilhaushalt: Auszahlung in Höhe von

Deckung

Deckungsmittel stehen nicht zur Verfügung
Die Deckung ist/wird wie folgt gesichert

Produktkonto /Teilhaushalt: Ertrag in Höhe von
Produktkonto /Teilhaushalt: Aufwand in Höhe von

Erläuterungen zu den finanziellen Auswirkungen für das Folgejahr/ für Folgejahre (bei 
Bedarf): 

3. Investitionsprogramm
Die Maßnahme ist keine Investition
Die Maßnahme ist im Investitionsprogramm 
enthalten
Die Maßnahme ist eine neue Investition



4. Die Maßnahme ist:
x neu
x freiwillig

eine Erweiterung
Vorgeschrieben durch:

Anlage/n:

1 – Abwägung

2 – Satzung

3 - Begründung

Der Bürgermeister

(Diese Vorlage wurde maschinell erstellt und ist ohne Unterschrift gültig.)
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Bebauungsplan Nr. 76/09  
„Wohn- und Mischgebiet Lübsche Burg Ost“ , 1. Änderung 

 

 

Abwägung 

 

zur Prüfung und Entscheidung über Anregungen 
zum Bebauungsplan Nr. 76/09  
„Wohn- und Mischgebiet Lübsche Burg Ost“, 1. Änderung  
gemäß § 1 Abs. 7 BauGB 
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BEBAUUNGSPLAN  NR. 76/09, 1. ÄNDERUNG
"WOHN- UND MISCHGEBIET LÜBSCHE BURG OST"

BETEILIGUNG DER BEHÖRDEN UND SONSTIGEN TRÄGER 
ÖFFENTLICHER BELANGE SOWIE DER NACHBARGEMEINDEN

 - gemäß § 4 (2) und § 2 (2) BauGB vom 12.01.2018  bis 15.02.2018

BETEILIGUNG DER ÖFFENTLICHKEIT

 - gemäß § 3 (2) BauGB  vom 04.04.2018  bis 08.05.2018

I. TRÄGER ÖFFENTLICHER BELANGE

1. Die Landrätin als untere Abfallbehörde 
    Landkreis Nordwestmecklenburg

Fachdienst Umwelt
SG Abfallwirtschaft, Altlasten und - - -

Immissionsschutz
c/o Stabsstelle Wirtschaftsförderung, 
Regionalentwicklung und Planen
Postfach 1565
23958 Wismar

2. Der Bürgermeister als  
untere Immissionsschutzbehörde 16.01.2018 - K

Bauamt, Abt. Planung
Kopenhagener Straße 1
23966 Wismar

3. Staatliches Amt für Landwirtschaft und Umwelt 
    (StALU), Abteilung 5 (Immissionsschutz und 

Klimaschutz, Abfall und Kreislaufwirtschaft) 01.02.2018 - K

    Bleicherufer 13
    19053  Schwerin

4. Staatliches Amt für Landwirtschaft und Umwelt 
    (StALU), Abteilung 4 (Naturschutz, Wasser 

und Boden) 01.02.2018 - K

    Bleicherufer 13
    19053  Schwerin

5. Der Bürgermeister als untere Behörde für
    Brandschutz
    Ordnungsamt, Abt. Brandschutz 21.01.2018 - K

    Frische Grube 13
    23966  Wismar

6. Der Bürgermeister als untere Denkmal-
    schutzbehörde sowie untere Behörde für 26.01.2018 - K

Bodendenkmalschutz
Bauamt, Abt. Sanierung und Denkmalschutz

    Kopenhagener Straße 1
    23966  Wismar

§ 4(2) BauGB  
Schreiben vom

Planungsrechtl. 
Hinw eise und 
Anregungen

Vorschlag der 
Verw altung

7. Stadtwerke Wismar GmbH 16.01.2018 - K

    Flöter Weg 6-12
    23970  Wismar

8. Die Landrätin als Behörde für
    Gesundheits- und Sozialwesen

Gesundheitsamt - - -

c/o Stabsstelle Wirtschaftsförderung, 
Regionalentwicklung und Planen

    Postfach 1565
    23958 Wismar

9. Industrie- und Handelskammer zu Schwerin - - -

    Graf-Schack-Allee 12
    19053  Schwerin

10. Der Bürgermeister als Träger für Kultur 
    Amt für Kultur, Tourismus und Welterbe 05.02.2018 - K

    Lübsche Straße 23
    23966  Wismar

11. Die Landrätin als Schulträger 
    Landkreis Nordwestmecklenburg
    Fachdienst Bildung und Kultur
    SG Schulverwaltung - - -

c/o Stabsstelle Wirtschaftsförderung, 
Regionalentwicklung und Planen
Postfach 1565
23958 Wismar

12. Die Landrätin als untere Naturschutzbehörde
    Landkreis Nordwestmecklenburg 15.02.2018 - K

    Fachdienst Umwelt
SG Naturschutz und Landschaftspflege
c/o Stabsstelle Wirtschaftsförderung, 
Regionalentwicklung und Planen
Postfach 1565
23958 Wismar    

13. Die Landrätin als untere Wasserbehörde
    Landkreis Nordwestmecklenburg

Fachdienst Umwelt
SG Wasserwirtschaft 15.02.2018 - K

c/o Stabsstelle Wirtschaftsförderung, 
Regionalentwicklung und Planen

    Postfach 1565
    23958 Wismar
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14. Die Landrätin als Träger Personennahverkehr

und Straßenbaulastträger 
    Landkreis Nordwestmecklenburg
    Fachdienst Ordnung/Sicherheit und 
    Straßenverkehr

SG Straßenverkehr 15.02.2018 - K

c/o Stabsstelle Wirtschaftsförderung, 
Regionalentwicklung und Planen
Postfach 1565
23958 Wismar

15. Amt für Raumordnung und Landesplanung
    Westmecklenburg 25.01.2018 - K

Wismarsche Straße 159
19053 Schwerin

16. Der Bürgermeister als Straßenbaulastträger
Bauamt 24.01.2018 - K

Kopenhagener Str. 1
23966  Wismar

Deutsche Telekom AG
Niederlassung Potsdam - - -

PF 229
14526 Stahnsdorf

17. Entsorgungs- und Verkehrsbetrieb
Bereich Entwässerung/Straßenunterhaltung 09.02.2018 - K

Werftstraße 1
23966 Wismar

II.  NACHBARGEMEINDEN

18. Amt Klützer Winkel
für die Gemeinde Zierow 03.04.2018 - K

Schlossstraße 1
23948  Klütz

19. Amt Grevesmühlen-Land
für die Gemeinde Gägelow 30.01.2018 - K

Rathausplatz 1
23936 Grevesmühlen

20. Amt Dorf Mecklenburg - Bad Kleinen
für die Gemeinde Barnekow - - -

Am Wehberg 17
23972  Dorf Mecklenburg

21. Amt Dorf Mecklenburg - Bad Kleinen
für die Gemeinde Metelstorf - - -

Am Wehberg 17
23972  Dorf Mecklenburg

22. Amt Dorf Mecklenburg - Bad Kleinen
für die Gemeinde Dorf Mecklenburg - - -

Am Wehberg 17
23972  Dorf Mecklenburg

23. Amt Dorf Mecklenburg - Bad Kleinen
für die Gemeinde Lübow - - -

Am Wehberg 17
23972  Dorf Mecklenburg

24. Amt Neuburg
für die Gemeinde Hornstorf 08.02.2018 - K

Hauptstr. 10a
23974  Neuburg

25. Amt Neuburg
für die Gemeinde Krusenhagen 14.02.2018 - K

Hauptstr. 10a
23974 Neuburg

26. Amtsfreie Gemeinde Ostseebad Insel Poel 28.02.2018 - K

    Gemeindezentrum 13
    23999 Kirchdorf

III. ÖFFENTLICHKEIT
§ 3 (2) BauGB

Schreiben vom

Es wurden kleine Stellungnahmen abgegeben

Erklärung

K  -  Kenntnisnahme

B  -  Berücksichtigung

T  -  Teilweise Berücksichtigung

N  -  Nichtberücksichtigung



Anlage 1 zur Beschlussvorlage VO/2018/2760 - Bebauungsplan Nr. 76/09 „Wohn- und Mischgebiet Lübsche Burg Ost“, 1. Änderung 
Abwägung zum Entwurf  

 

 4 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Hansestadt Wismar 
Bebauungsplan Nr. 76/09  
„Wohn- und Mischgebiet Lübsche Burg Ost“, 1. Änderung 

 

 

Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 2 BauGB sowie 
Abstimmung mit den Nachbargemeinden gemäß § 2 Abs. 2 BauGB 
Die von der Planung berührten Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange sowie Nachbargemeinden sind mit Schreiben vom 12.01.2018 
zur Abgabe einer Stellungnahme aufgefordert worden. 
Von 27 beteiligten Behörden und sonstigen Trägern öffentlicher Belange sowie Nachbargemeinden haben 18 eine Stellungnahme abgegeben. 
Neun Behörden, sonstige Träger öffentlicher Belange bzw. Nachbargemeinden haben keine Stellungnahme abgegeben. Hier ist davon auszugehen, dass wahrzunehmende 
Belange durch diese Planung nicht berührt werden. 
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lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Es wird zur Kenntnis genommen, dass keine Bedenken oder Versagensgründe gegen den 
Planentwurf bestehen. 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zur Kenntnis zu nehmen 
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lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Es wird zur Kenntnis genommen, dass keine Stellungnahme abgegeben wird. 
Hinweise: durch die 1. Änderung entstehen keine Kompensations-/ Ausgleichsmaßnahmen. 
Das Maß der baulichen Nutzung ändert sich nicht. Landwirtschaftliche Flächen werden 
nicht in Anspruch genommen. 
 
 
 
 
 
 
Es wird zur Kenntnis genommen, dass sich das Plangebiet in keinem Verfahren zur 
Neuregelung der Eigentumsverhältnisse befindet und dass deshalb Bedenken und 
Anregungen nicht geäußert werden. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zur Kenntnis zu nehmen  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zur Kenntnis zu nehmen 
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lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 
 
 
 
Es wird zur Kenntnis genommen, dass Belange des StALU nicht berührt sind. Es wird eine 
Beteiligung der unteren Naturschutzbehörde durchgeführt. (siehe Pkt. 12) 
 
 
 
Es wird zur Kenntnis genommen, dass Gewässer erster Ordnung nicht berührt sind und aus 
Sicht des StALU keine wasserwirtschaftlichen Bedenken bestehen. 
 
 
 
Die Hinweise auf das Altlasten- und Bodenschutzkataster und den Umgang mit schädlichen 
Bodenveränderungen, Altlasten oder altlastverdächtigen Flächen sowie auf gesetzliche 
Grundlagen werden zur Kenntnis genommen. Diese gelten unabhängig vom Bauleitplan-
verfahren. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Hinweis auf den Bestandsschutz der nach BImSchG genehmigten Anlage MV Werften 
GmbH wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
Es wird zur Kenntnis genommen, dass die schalltechnischen Orientierungswerte für die 
städtebauliche Planung entsprechend DIN 18005 einzuhalten und nach Möglichkeit zu 
unterschreiten sind. 
Hinweis: im Rahmen des Planverfahrens zur Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 76/09 
wurde ein Schallgutachten erstellt, dessen Ergebnisse und Empfehlungen sind Grundlage für 
die Festsetzungen der Schallschutzmaßnahmen (Teil A und Teil B Nr. I 7.) Diese bleiben 
bestehen und werden durch die 1. Änderung des Bebauungsplanes nicht geändert. Die 
Orientierungswerte werden weiterhin eingehalten. 

 
 
 
 
Zur Kenntnis zu nehmen  
 
 
 
 
Zur Kenntnis zu nehmen  
 
 
 
 
Zur Kenntnis zu nehmen  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zur Kenntnis zu nehmen  
 
 
 
 
 
 
Zur Kenntnis zu nehmen  
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lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Sie betreffen die Bauausführung. 
Ein textlicher Hinweis zum Umgang mit Auffälligkeiten u.ä. bei Erdarbeiten ist weiterhin 
Bestandteil des Bebauungsplanes Nr. 76/09 (Teil B Text Nr. III 2.) 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zur Kenntnis zu nehmen 
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lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Es wird zur Kenntnis genommen, dass seitens der unteren Behörde für Brandschutz keine 
fachspezifischen Anregungen und Bedenken bestehen. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zur Kenntnis zu nehmen 
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lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Es wird zur Kenntnis genommen, dass der 1. Planänderung aus baudenkmalpflegerischer und 
bodendenkmalpflegerischer Sicht nichts entgegensteht und dass die Belange der 
Baudenkmalpflege und der Bodendenkmalpflege durch die geplante Änderung nicht berührt 
werden. 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zur Kenntnis zu nehmen 
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lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Es wird zur Kenntnis genommen, dass die Stadtwerke Wismar GmbH und die Strom- und 
Gasnetz Wismar GmbH keine weiteren Forderungen oder Hinweise zum Bebauungsplan 
haben. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zur Kenntnis zu nehmen 
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lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die volle Zustimmung des Amtes für Welterbe, Tourismus und Kultur wird zur Kenntnis 
genommen 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zur Kenntnis zu nehmen 
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lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Beteiligung der Fachdienste wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zur Kenntnis zu nehmen 
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lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Hinweise zu den rechtlichen Grundlagen werden zur Kenntnis genommen.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Nach Auffassung der Stabsstelle Wirtschaftsförderung, Regionalentwicklung und Planen des 
Landkreises Nordwestmecklenburg (LK NWM) als Rechtsaufsichtsbehörde für die Flächen-
nutzungsplanung besteht kein Planungserfordernis, da der Ausschluss von Ferienwohnungen  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zur Kenntnis zu nehmen 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu berücksichtigen 
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lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 
 

 
in Bestandsplänen, die vor dem 21.11.2017 (bzw. vor dem 13.05.2017 – Inkraftsetzung des 
BauGBÄndG 2017) beschlossen wurden, geregelt ist. Der LK NWM bezieht sich auf die  
Äußerungen von Ministerialdirektor a.D. Dr. Peter Runkel in der Einführung zum BauGB. 
Jeder Bebauungsplan ist hiernach im Zusammenhang mit der Fassung der BauNVO zu lesen, 
die zum Zeitpunkt der Beschlussfassung galt. Da der Bebauungsplan Nr. 76/09 bereits am 
20.06.2016 beschlossen wurde, gilt hier die BauNVO vom 23.01.1990 mit ihrer letzten 
Änderung vom 11.06.2013. Hinsichtlich der Ergänzung des § 13a BauNVO in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 21.11.2017 lässt sich weder in einer Überleitungsvorschrift zum 
BauGB noch zur BauNVO eine Rückwirkung auf Bestandspläne entnehmen. Somit wäre ein 
Änderungsverfahren zum Bebauungsplan bezüglich der Festsetzungen zu Ferienwohnungen 
nicht erforderlich. 
In anderen Rechtsauffassungen u.a. von Vertretern des Landes M-V wird jedoch die These 
vertreten, dass der § 13a BauNVO eine Klarstellung und keine Änderung der BauNVO 
bedeutet. Es ist daher nicht möglich, auf die zum Zeitpunkt des Satzungsbeschlusses des 
Bebauungsplanes Nr. 76/09 geltenden Rechtsgrundlagen abzustellen. Hiernach besteht also 
Rückwirkung. Es wird daher empfohlen, in rechtskräftigen Bebauungsplänen zur Sicherung 
des Planungswillens ein Änderungsverfahren zur Anpassung der Festsetzungen vorzu-
nehmen. Dies erfolgt durch die 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 76/09. 
In der Begründung zur 1. Änderung des Bebauungsplanes wird auf die unterschiedlichen 
Rechtsauffassungen und dem Umgang damit im Planverfahren eingegangen. 
 
 
Es wird zur Kenntnis genommen, dass für den LK NWM nachvollziehbar ist, dass es die Stadt  
auf Grund der kontroversen Diskussionen um die Ferienwohnungen für städtebaulich 
erforderlich hält sich mit diesem Thema auseinanderzusetzen. Dies sollte in der Begründung 
als Planungsanlass zum Ausdruck kommen. Die Begründung Pkt. 1.1 wird entsprechend 
ergänzt. 
 
 
 
 
 
Der Hinweis, dass das Planungsziel der Stadt mit der vorliegenden Fassung (Stand: Betei-
ligung gemäß § 4 (2) BauGB) nicht vollumfänglich umgesetzt werden kann wurde geprüft. 
Die Festsetzung I. wurde bereits in der Entwurfsfassung zur Beteiligung gemäß § 3 (2) 
BauGB geändert und entsprechend dem Vorschlag der Stabsstelle Wirtschaftsförderung, 
Regionalentwicklung und Planen des Landkreises Nordwestmecklenburg (LK NWM) ergänzt. 
Ferienwohnungen sollen weder als Betriebe des Beherbergungsgewerbes noch als sonstige 
nichtstörende Gewerbebetriebe zulässig sein. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu berücksichtigen 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu berücksichtigen 
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lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Hinweis entspricht der o.g. Rechtsauffassung der Stabsstelle. Ob Ferienwohnungen im 
Mischgebiet ausgeschlossen sind oder nicht ist rechtlich nicht eindeutig geklärt. Aus 
städtebaulichen Gründen sind Ferienwohnungen im Mischgebiet an diesem Standort 
denkbar, wenn der Charakter als Mischgebiet erhalten bleibt, d.h. Ferienwohnungen könnten 
untergeordnet zugelassen werden. Andererseits sind Ferienwohnungen hier aber nicht 
zwingend erforderlich, da im Stadtgebiet an einem für Feriengäste attraktiven Standort am 
Alten Hafen durch Festsetzungen im Bebauungsplan Nr. 12/91/2 umfangreiche Angebote 
ausgewiesen und zum Teil bereits fertiggestellt sind.  
Der Geltungsbereich der 1. Änderung wird nicht um das Mischgebiet erweitert. Die 
Begründung wird entsprechend angepasst, der Hinweis auf Ferienwohnungen im 
Mischgebiet entfällt hier. 
 
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen und berücksichtigt, die Präambel wird 
entsprechend angepasst.  
 
 
 
 
 
Die Hinweise und Empfehlungen werden zur Kenntnis genommen und berücksichtigt, der 
Text – Teil B wird entsprechend angepasst. Der Ausschluss auch der Zulässigkeit von 
Ferienwohnungen als Betriebe des Beherbergungsgewerbes erfolgt. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Teilweise zu berücksichtigen 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu berücksichtigen  
 
 
 
 
 
 
Zu berücksichtigen 
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lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 
 
 
 

 
 
 
Die Begründung wird entsprechend überarbeitet. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Es wird zur Kenntnis genommen, dass wasserrechtliche Belange nicht betroffen sind. 
 
 
 
Die aufgeführten Rechtsgrundlagen werden zur Kenntnis genommen. 
 
 

 
 
 
Zu berücksichtigen 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zur Kenntnis zu nehmen 
 
 
 
Zur Kenntnis zu nehmen 
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lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
Es wird zur Kenntnis genommen, dass Belange von Naturschutz und Landschaftspflege nicht 
berührt werden. 
 
 
 
Die aufgeführten Rechtsgrundlagen werden zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
Es wird zur Kenntnis genommen, dass seitens des Straßenbaulastträgers keine Einwände 
bestehen und keine Straßen und Anlagen in seiner Trägerschaft betroffen sind. 
 

 
 
 
 
 
 
 
Zur Kenntnis zu nehmen 
 
 
 
 
Zur Kenntnis zu nehmen 
 
 
 
 
Zur Kenntnis zu nehmen 
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lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Hinweise auf diverse Aufnahme- und Sicherungspunkte des Lagenetzes werden zur 
Kenntnis genommen, sie sind jedoch für das Bauleitplanverfahren zur 1. Änderung des 
Bebauungsplanes nicht relevant. Diese bezieht sich ausschließlich auf den Text Teil B zum 
rechtssicheren Umgang mit Ferienwohnungen unter Beachtung des § 13a der BauNVO vom 
21.11.2017. 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zur Kenntnis zu nehmen 
 
 
 
 
 
 
Zur Kenntnis zu nehmen 
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lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 
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lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 
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lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 
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lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 
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lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Beurteilungsgrundlagen werden zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
Die Aufführung der vorgelegten Unterlagen und Planungsziele wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Es wird zur Kenntnis genommen, dass durch das Vorhaben Grundzüge der Planung nach 
raumordnerischen Maßstäben nicht berührt werden 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zur Kenntnis zu nehmen 
 
 
 
Zur Kenntnis zu nehmen 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zur Kenntnis zu nehmen 
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lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
Es wird zur Kenntnis genommen, dass der 1. Änderung des B-Plans Nr. 76/09 keine Ziele und 
Grundsätze der Raumordnung und Landesplanung entgegenstehen. 
 
 
Es wird zur Kenntnis genommen, dass sich die landesplanerische Stellungnahme auf die 
Ziele und Grundsätze der Raumordnung und Landesplanung bezieht und der erforderlichen 
Prüfung durch die zuständige Genehmigungsbehörde nicht vorgreift sowie dass die 
Stellungnahme nur solange gilt, wie sich die Beurteilungsgrundlagen für das Vorhaben nicht 
wesentlich ändern. 
Die Bitte um Übersendung eines Exemplars des genehmigten Planes an das Amt für 
Raumordnung und Landesplanung Westmecklenburg wird zur Kenntnis genommen, die 
Übersendung der Unterlagen erfolgt entsprechend nach Abschluss des Verfahrens. 

 
 
 
Zur Kenntnis zu nehmen 
 
 
 
Zur Kenntnis zu nehmen 
 
 
 
 
Zur Kenntnis zu nehmen 
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lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Es wird zur Kenntnis genommen, dass es aus Sicht der Straßenverwaltung keine weiteren 
Hinweise und Anmerkungen gibt. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zur Kenntnis zu nehmen 
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lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Es wird zur Kenntnis genommen, dass von Seiten des EVB, Bereich Entwässerung und 
Straßenunterhaltung zum Bebauungsplan keine Einwände bestehen. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zur Kenntnis zu nehmen 
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lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Es wird zur Kenntnis genommen, dass die Gemeinde Zierow zur 1. Änderung zum 
Bebauungsplan Nr. 76/09 weder Anregungen noch Bedenken äußert. Die Planungen der 
Gemeinde Zierow werden durch diese Planungen nicht berührt. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zur Kenntnis zu nehmen 
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lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Es wird zur Kenntnis genommen, dass von Seiten der Gemeinde Gägelow  keine Anregungen 
zum Entwurf der 1. Änderung des B-Planes Nr. 76/09 bestehen und wahrzunehmende 
nachbarschaftliche Belange durch die Planung der Hansestadt Wismar nicht berührt werden. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zur Kenntnis zu nehmen 
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lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Es wird zur Kenntnis genommen, dass es seitens der Gemeinde Hornstorf keine Anregungen 
und Bedenken zum Entwurf des Bebauungsplanes Nr. 76/09 (1. Änderung) gibt. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zur Kenntnis zu nehmen 
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lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Es wird zur Kenntnis genommen, dass es seitens der Gemeinde Krusenhagen keine 
Anregungen und Bedenken zum Entwurf des Bebauungsplanes Nr. 76/09 (1. Änderung) gibt. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zur Kenntnis zu nehmen 
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lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Es wird zur Kenntnis genommen, dass aus Sicht der Gemeinde Insel Poel keine Änderungen 
bzw. Ergänzungen zum Planentwurf der Hansestadt Wismar erforderlich sind. Die Planungen 
berühren nicht die durch die Gemeinde wahrzunehmenden Belange. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zur Kenntnis zu nehmen 
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Hansestadt Wismar 
Bebauungsplan Nr. 76/09  
„Wohn- und Mischgebiet Lübsche Burg Ost“, 1. Änderung 

 

 

Öffentliche Auslegung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB 
Der Entwurf vom Bebauungsplan Nr. 76/09 „Wohn- und Mischgebiet Lübsche Burg Ost“, 1. Änderung sowie die Begründung haben in der Zeit vom 04.04.2018 bis 
einschließlich 08.05.2018 öffentlich ausgelegen. 
Während der öffentlichen Auslegung wurde keine Stellungnahme mit Anregungen oder Hinweise vorgebracht. 
 
 
 



 

 

1  

1. ÄNDERUNG ZUM BEBAUUNGSPLAN 
NR. 76/09 „WOHN- UND MISCHGEBIET 

LÜBSCHE BURG OST“ 
 
Auf der Grundlage des § 10 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 3. November 2017 (BGBl. I S. 3634) wird zum rechtssicheren 
Umgang mit Ferienwohnungen unter Beachtung des § 13a der BauNVO vom 21. No-
vember 2017 und nach Beschlussfassung durch die Bürgerschaft der Hansestadt 
Wismar vom 00000 der Textbebauungsplan für das Bebauungsplangebiet Nr. 
76/09 „Wohn- und Mischgebiet Lübsche Burg Ost“, 1. Änderung als Satzung erlas-
sen. 
 
 
Geltungsbereich Bebauungsplan Nr. 76/09, 1. Änderung: 
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TEIL B TEXT 

 

Die Festsetzungen im Textbebauungsplan gelten zusätzlich zu den Festsetzungen 
im Bebauungsplan Nr. 76/09, die Festsetzungen des Bebauungsplanes Nr. 76/09, 
Rechtskraft vom 30.06.2016 gelten fort. 
Auf den Geltungsbereich der 1. Änderung ist die BauNVO vom 21.11.2017 anzu-
wenden. 
 
 

I. PLANUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN  
 (§ 9 Abs. 1 BauGB) 
 

ART DER BAULICHEN NUTZUNG 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 1 Abs. 9, § 4 Abs. 3 Nr. 2 und § 13a Satz 1  
BauNVO) 

 
 

ALLGEMEINES WOHNGEBIET (WA) 
  

Im allgemeinen Wohngebiet sind in allen Teilbereichen Ferienwohnungen i.S. 
des § 13a BauNVO als Unterart der nach § 4 Abs. 3 BauNVO ausnahmsweise 
zulässigen Nutzungen 
Nr. 1 Betriebe des Beherbergungsgewerbes 
Nr. 2 sonstige nicht störende Gewerbebetriebe  
gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 1 BauNVO i.V.m. § 1 Abs. 9 BauNVO nicht Bestandteil 
des Bebauungsplanes und deshalb nicht zulässig. 

 
 
 
 
 

VERFAHRENSVERMERKE  
ZUR 1. ÄNDERUNG  
DES BEBAUUNGSPLANES NR. 76/09 

 
 
1. Aufgestellt gemäß § 2 Abs. 1 Satz 1 BauGB aufgrund des Aufstellungsbeschlusses der 

Bürgerschaft der Hansestadt Wismar vom 26.10.2017. 
Die ortsübliche Bekanntmachung des Aufstellungsbeschlusses ist durch Veröffentli-
chung im Stadtanzeiger der Hansestadt Wismar am 25.11.2017 erfolgt. 

 
 
 
       Wismar,     Der Bürgermeister  
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2. Die von der Planung berührten Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange 
sowie die Nachbargemeinden sind gemäß § 4 Abs. 2 BauGB bzw. § 2 Abs. 2 BauGB 
mit Schreiben vom 12.01.2018 zur Abgabe einer Stellungnahme aufgefordert worden. 

  
 
 
    Wismar,     Der Bürgermeister 
 
 
3.1  Die Bürgerschaft der Hansestadt Wismar hat am 15.02.2018 den Entwurf der 1. Än-

derung des Bebauungsplanes beschlossen, die Begründung gebilligt und zur Ausle-
gung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB bestimmt. 

 
 
 
   Wismar,      Der Bürgermeister 
 
 
3.2 Der Entwurf der 1. Änderung des Bebauungsplanes, bestehend aus dem Text (Teil 

B), sowie die Begründung haben in der Zeit vom 04.04.2018 bis 08.05.2018 während 
der Dienststunden Montag bis Mittwoch von 8.30 Uhr bis 12.00 Uhr und von 13.00 
Uhr bis 15.30 Uhr, Donnerstag von 8.30 Uhr bis 12.00 Uhr und von 13.00 Uhr bis 
17.30 Uhr und Freitag von 8.30 Uhr bis 12.30 Uhr im Bauamt der Hansestadt Wis-
mar, Abt. Planung, Kopenhagener Straße 1 gemäß § 3 Abs. 2 BauGB öffentlich aus-
gelegen. 
Die öffentliche Auslegung ist mit den Hinweisen, dass von jedermann Stellungnah-
men zum Planentwurf abgegeben werden können sowie nicht fristgerecht abgegebe-
ne Stellungnahmen unberücksichtigt bleiben am 24.03.2018 ortsüblich im Stadtan-
zeiger der Hansestadt Wismar bekannt gemacht worden.  
Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange sowie die Nachbargemein-
den wurden benachrichtigt. 
Zusätzlich zur öffentlichen Auslegung der Planunterlagen im Bauamt waren diese 
zeitgleich auf der Homepage der Hansestadt Wismar unter 
http://www.wismar.de/Bürger/Aktuelles/Öffentliche_Auslegungen/ einsehbar. 

 
 
 
     Wismar,     Der Bürgermeister 
 
 
4.  Die Bürgerschaft der Hansestadt Wismar hat die Stellungnahmen der Behörden und 

sonstigen Träger öffentlicher Belange sowie der Nachbargemeinden und die fristge-
mäß abgegebenen Stellungnahmen während der Beteiligung der Öffentlichkeit ge-
mäß § 1 Abs. 6 BauGB am                        geprüft. Das Ergebnis ist mitgeteilt worden. 

 
 
 
         Wismar,     Der Bürgermeister 
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5. Die 1. Änderung des Bebauungsplanes, bestehend aus dem Text (Teil B), wurde 
gemäß § 10 BauGB am                    von der Bürgerschaft der Hansestadt Wismar als 
Satzung beschlossen. Die Begründung zur 1. Änderung des Bebauungsplanes wurde 
mit Beschluss der Bürgerschaft am                    gebilligt. 

 
 
 
     Wismar,     Der Bürgermeister 
 
 
6. Die 1. Änderung des Bebauungsplanes wurde aus dem wirksamen Flächennut-

zungsplan der Hansestadt Wismar entwickelt. 
 
 
 
     Wismar,     Der Bürgermeister 
 
 
7. Die Übereinstimmung der 1. Änderung des Bebauungsplanes mit dem am                   

gefassten Beschluss wird bestätigt. 
Die Bebauungsplansatzung, bestehend aus dem Text (Teil B) wird hiermit ausgefer-
tigt.      

 
 
 
      Wismar,      Der Bürgermeister 
 
 
8. Der Beschluss der 1. Änderung des Bebauungsplanes sowie die Stelle, bei der die 

Satzung mit der Begründung auf Dauer während der Dienststunden von jedermann 
eingesehen werden kann und über den Inhalt Auskunft zu erhalten ist, sind gemäß § 
10 Abs. 3 BauGB am                      ortsüblich im Stadtanzeiger der Hansestadt Wis-
mar bekannt gemacht worden. 
In der Bekanntmachung ist auf die Geltendmachung der Verletzung von Vorschriften 
und die Rechtsfolgen (§ 215 Abs. 2 BauGB) und weiter auf Fälligkeit und Erlöschen 
von Entschädigungsansprüchen (§ 44 Abs. 5 BauGB) hingewiesen worden. 

     Die Satzung ist mit der Bekanntmachung in Kraft getreten.   
Zusätzlich erfolgte die Bekanntmachung auf der Homepage der Hansestadt Wismar. 

 
 
 
       Wismar,     Der Bürgermeister  
 
 
9. Katastervermerk 

Ein Katastervermerk ist nicht erforderlich, da der Bebauungsplan Nr. 76/09, 1. Ände-
rung nur die Art der baulichen Nutzung regelt. Einer geometrisch einwandfreien Dar-
stellung baulicher Anlagen, Straßen, Wege und Plätze bedarf es nicht. 
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Hansestadt Wismar                      Stand: August 2018 
          
 
 
 

Entwurfsbegründung 
(§ 9 (8) BauGB) 

 
 

zum Bebauungsplan Nr. 76/09 
 

„Wohn- und Mischgebiet Lübsche Burg Ost”, 
 

1. Änderung 
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INHALTSVERZEICHNIS 
 
1. Erfordernis der Planaufstellung und allgemeine Ziele 

1.1 Allgemeines 
1.2. Geltungsbereich 
1.3. Einordnung der Planung 
1.4. Übergeordnete Planungen 
1.5. Planungsabsichten und Ziele 
1.6. Rechtsgrundlagen 
 

2. Planinhalt 
Art und Maß der baulichen Nutzung 

 Allgemeines Wohngebiet 
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1. Erfordernis der Planaufstellung und allgemeine Ziele 
 
1.1. Allgemeines 
 

Das Gesetz zur Umsetzung der Richtlinie 2014/52/EU im Städtebau-
recht und zur Stärkung des neuen Zusammenlebens in der Stadt vom 
4. Mai 2017 (BGBl. I S. 1057) ist am 13. Mai 2017 in Kraft getreten.  

 Dieses BauGBÄndG 2017 dient u.a. zum einen der Anpassung des Bau-
 gesetzbuchs an die Richtlinie 2014/52/EU des Europäischen Parlaments 
 und des Rates vom 16. April 2014 zur Änderung der Richtlinie 
 2011/92/EU über die Umweltverträglichkeitsprüfung bei bestimmten 
 öffentlichen und privaten Projekten (ABl. L 124 vom 25.4.2014 S. 1) 
 (UVP-Richtlinie). Zum anderen wird die Innenentwicklung gestärkt.  
 Das Gesetz greift zudem weitere städtebauliche Anliegen auf und führt 
 diese einer gesetzlichen Regelung zu: so wurden u.a. im Hinblick auf 
 Ferienwohnungen und Nebenwohnungen Rechtsunsicherheiten besei-
 tigt und die kommunalen Steuerungsmöglichkeiten sind ausgeweitet 
 worden.  
 

Auf dieser Basis haben das Baugesetzbuch (BauGB) und die Bau-
nutzungsverordnung (BauNVO) folgende Neufassungen erfahren: 

- BauGB in der Fassung der Bekanntmachung vom 03.11.2017  
        (BGBl. I S. 3634) 
- BauNVO in der Fassung der Bekanntmachung vom 21.11.2017 
       (BGBl. I S. 3786) 

 
Im neuen § 13a BauNVO wurde klargestellt, dass Ferienwohnungen als 
kleine Betriebe des Beherbergungsgewerbes, Betriebe des Beherber-
gungsgewerbes, nicht störende Gewerbebetriebe, sonstige nicht stö-
rende Gewerbebetriebe und sonstige Gewerbebetriebe in allen Arten 
der wohnbaulichen Nutzung (§§ 2-7 BauNVO) allgemein oder aus-
nahmsweise zulässig sind. 
 
Zum Umgang mit Bebauungsplänen, die vor der Novellierung von 
BauGB und BauNVO beschlossen worden sind gibt es bisher unter-
schiedliche Rechtsauffassungen: 
 
Auffassung 1 
Jeder Bebauungsplan ist im Zusammenhang mit der Fassung der 
BauNVO zu lesen, die zum Zeitpunkt der Beschlussfassung galt. Hin-
sichtlich der Ergänzung des § 13a BauNVO lässt sich weder in einer 
Überleitungsvorschrift zum BauGB noch zur BauNVO eine Rückwirkung 
auf Bestandspläne entnehmen. D.h. dass für die Beurteilung der Art 
der baulichen Nutzung (hier die Zulässigkeit bzw. Unzulässigkeit von  
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Ferienwohnungen) im Geltungsbereich des am 30.06.2016 beschlosse-
nen Bebauungsplanes Nr. 76/09 die zum damaligen Zeitpunkt gültige 
Fassung der BauNVO anzuwenden ist. Somit waren zum Zeitpunkt der 
Beschlussfassung Ferienwohnungen weder als nicht störende Gewerbe-
betriebe noch als Beherbergungsbetriebe nach der Rechtsprechung des 
Landes M-V einzustufen und damit auch nicht ausnahmsweise im All-
gemeinen Wohngebiet zulässig. Daraus folgend ließe sich feststellen, 
dass der Ausschluss von Ferienwohnungen in Bestandsplänen, die vor 
der Novellierung beschlossen wurden, geregelt ist und also kein Pla-
nungserfordernis für eine Änderung des Bebauungsplanes besteht. 
 
Auffassung 2 
Der § 13a BauNVO bedeutet eine Klarstellung und keine Änderung der 
BauNVO. Daher ist es nicht möglich auf die zum Zeitpunkt des Sat-
zungsbeschlusses des Bebauungsplanes Nr. 76/09 am 30.06.2016 gel-
tenden Rechtsgrundlagen abzustellen. Es besteht keine Rückwirkung. 
Es wird daher empfohlen, in rechtskräftigen Bebauungsplänen zur Si-
cherung des Planungswillens ein Änderungsverfahren zur Anpassung 
der Festsetzungen vorzunehmen. 
Dieser Empfehlung wird mit Aufstellung der 1. Änderung des Bebau-
ungsplanes Nr. 76/09 gefolgt. Entgegenstehende Belange wurden im 
Planverfahren nicht geäußert. Der Planungswille der Hansestadt Wis-
mar zum Thema Ferienwohnungen wird klargestellt: 
 
Um die ursprüngliche Planungsabsicht des Bebauungsplanes Nr. 76/09 
– die Bereitstellung von Flächen für die Nachfrage nach Wohngrundstü-
cken – mit der neuen Rechtslage in Übereinstimmung zu bringen be-
schloss die Bürgerschaft der Hansestadt Wismar am 26.10.2017 die 
Aufstellung der 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 76/09 aufgrund 
einer erforderlichen Klarstellung der textlichen Festsetzung zum Thema 
„Ferienwohnungen“ aus Anlass der Novellierung des Baugesetzbuches 
2017. 
Das Planänderungsverfahren wird gemäß § 13 BauGB als vereinfachtes 
Verfahren durchgeführt. 
 
 

1.2. Geltungsbereich 
 

Das Plangebiet befindet sich im Stadtteil Wismar-West.  
Der Bebauungsplan umfasst einen Geltungsbereich von ca. 6,41 ha. 
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Er wird begrenzt: 

 
im Nordwesten:  von der Straße Zum Festplatz  
im Nordosten: von der Alexander-Behm Straße (Planstraße B –  

  Mischgebiet 
im Südosten:  von der Parkanlage Köppernitztal 
im Südwesten: vom Festplatz Lübsche Burg  

 
 

1.3. Einordnung der Planung 
 

 Der Bereich des Bebauungsplanes Nr. 76/09 ist im wirksamen Flächen-
nutzungsplan der Hansestadt Wismar als Wohnbaufläche dargestellt. 
Der Bebauungsplan ist aus dem Flächennutzungsplan entwickelt wor-
den. 

 
 
1.4. Übergeordnete Planungen 
 

Der Bezug des Bebauungsplanes zu den übergeordneten Planungen wie 
dem Regionalen Raumentwicklungsprogramm Westmecklenburg (RREP 
WM) und dem Integrierten Stadtentwicklungskonzept, 2. Fortschrei-
bung (ISEK) wurde in der Begründung zum Bebauungsplan Nr. 76/09 
ausführlich dargestellt. Diese Grundlagen gelten weiter. 
Im Rahmen des Monitorings Stadtentwicklung Berichtsjahr 2016, er-
stellt im Juli 2017 wurden insbesondere die Prognosen zur Einwohne-
rentwicklung und dem sich daraus ergebenen Wohnraumbedarf präzi-
siert. So ist seit 2013 entgegen der Prognose 2012 ein realer Anstieg 
der Einwohnerzahlen zu verzeichnen. Aufgrund der positiven wirt-
schaftlichen Entwicklung im Stadtgebiet und der damit verbundenen 
verstärkten Zunahme von Arbeitsplätzen, auch insbesondere durch den 
avisierten Ausbau des Unternehmens MV Werften und seiner Zulieferer 
ist trotz der negativen natürlichen demografischen Entwicklung von ei-
ner weiteren Steigerung der Einwohnerzahlen und damit verbunden mit 
einem großen wachsenden Bedarf an Wohnbauflächen einschließlich 
der dazugehörigen technischen und sozialen Infrastruktur auszugehen. 
Entsprechend der Darstellung im Monitoringbericht ergibt sich insbe-
sondere im Teilsegment Einfamilien-/Doppel-/Reihenhäuser eine Zu-
nahme der wohnungsnachfragenden Haushalte. 
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1.5. Planungsabsichten und Ziele 
 

Wie bereits in der Begründung zum Bebauungsplan Nr. 76/09 ausge-
führt sollten mit der Aufstellung des Bebauungsplanes die planungs-
rechtlichen Voraussetzungen für die Errichtung eines Wohn- und 
Mischgebietes auf einem ehemaligen Kasernengelände an einem in den 
Stadtorganismus integrierten Standort geschaffen werden. 
 
Schwerpunkt im festgesetzten Allgemeinen Wohngebiet wird die Errich-
tung Wohngebäuden mit bis zu zwei bzw. vier Wohnungen sein, d.h. es 
sollen „klassische“ Einfamilienhäuser, ggf. mit Einliegerwohnung und 
kleinere Mehrfamilienhäuser (Stadtvillen) entstehen.  
Das in unmittelbarer Nähe zur Werft gelegene Wohngebiet bietet neben 
der attraktiven Lage und den günstigen Standortfaktoren für seine Be-
wohner wie geringe Entfernung zu den Freizeitanlagen Bürgerpark, 
Tierpark, Phantechnikum sowie zur historischen Altstadt insbesondere 
Chancen für die aufgrund der beabsichtigten Unternehmensentwicklun-
gen erforderliche Ansiedlung weiterer Mitarbeiter der Werft wie auch 
ihrer Zulieferbetriebe und damit kurze Wege zur Arbeit. Dieses Poten-
zial gilt es zu nutzen. 
 
Ziel der Planung war und ist deshalb die Errichtung von Gebäuden zum 
Zwecke des dauerhaften Wohnens. 
 
 

1.6. Rechtsgrundlagen 
 

o Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
03. November 2017 (BGBl. I S. 3634) 

 
o Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung der Bekanntma-

chung vom 21. November 2017 (BGBl. I S. 3786) 
 
 

2. Planinhalt 
 
 Art der baulichen Nutzung 
 
 Allgemeines Wohngebiet 

 
 
Für das im rechtskräftigen Bebauungsplan Nr. 76/09 festgesetzte All-
gemeine Wohngebiet mit seinen Teilbereichen WA 1 bis WA 11 wird zu-
sätzlich folgende Festsetzung aufgenommen: 
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PLANUNGSSTAND:  SATZUNG     AUGUST 2018 
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„Im allgemeinen Wohngebiet sind in allen Teilbereichen Ferienwohnun-
gen i.S. des § 13a BauNVO als Unterart der nach § 4 Abs. 3 BauNVO 
ausnahmsweise zulässigen Nutzungen 
Nr. 1 Betriebe des Beherbergungsgewerbes 
Nr. 2 sonstige nicht störende Gewerbebetriebe  
gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 1 BauNVO i.V.m. § 1 Abs. 9 BauNVO nicht Be-
standteil des Bebauungsplanes und deshalb nicht zulässig.“ 
 
Wie bereits oben erläutert ist es das städtebauliche Ziel der Planung im 
Allgemeinen Wohngebiet an diesem Standort die Errichtung von Ge-
bäuden zum dauerhaften Wohnen zu ermöglichen und somit der stei-
genden Nachfrage nach Wohnbauflächen im Stadtgebiet gerecht zu 
werden. Das Gebiet soll vorwiegend dem Wohnen dienen. Beeinträchti-
gungen der angestrebten Wohnruhe auch durch Ferienwohnungen, die 
als sogenannter nichtstörender Gewerbebetrieb bzw. Betrieb des Be-
herbergungsgewerbes gemäß § 13a BauNVO i.V.m. § 4 Abs. 3 Nr. 2 
und 3 BauNVO ausnahmsweise zulässig wären sind zu minimieren. 
 

 Da andererseits für die Errichtung von Ferienwohnungen im Stadtge-
 biet und hier konkret in den Sondergebieten des rechtskräftigen Be-
 bauungsplanes Nr. 12/91/2 „Alter Hafen“ umfangreiche Angebote aus-
 gewiesen und zum Teil bereits fertiggestellt wurden, ist ein zusätzlicher 
 Bedarf an Ferienwohnungen nicht erkennbar.  
 
 Deshalb sollen aus den genannten städtebaulichen Gründen im Allge-
 meinen Wohngebiet am Standort Lübsche Burg Ost  Ferienwohnungen 
 auch ausnahmsweise nicht zulässig sein. 
 
  
 
  

gebilligt durch Beschluss der Bürgerschaft am:  
ausgefertigt am:  
 
 
 
 
 
Thomas Beyer 
Bürgermeister  
Hansestadt Wismar 
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Bauleitplanung der Hansestadt Wismar,
Bebauungsplan Nr. 33/15 "Wohngebiet Klußer Damm", 1. Änderung,

Abwägungs- und Satzungsbeschluss gemäß § 10 BauGB

Status Datum Gremium Zuständigkeit

 Öffentlich  13.08.2018  Bau- und Sanierungsausschuss  Vorberatung

 Öffentlich  30.08.2018  Bürgerschaft der Hansestadt Wismar  Entscheidung

Beschlussvorschlag:

1. Die Bürgerschaft der Hansestadt Wismar hat die vorgebrachten planungsrechtlich relevanten
Stellungnahmen der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange und der 
Nachbargemeinden aus der Beteiligung nach § 4 (2) BauGB in Verbindung mit § 2 (2) BauGB 
sowie die während der Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß § 3 (2) BauGB vorgebrachten 
Stellungnahmen zum Entwurf der 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 33/15 "Wohngebiet 
Klußer Damm" mit dem Ergebnis geprüft, dass die Anregungen und Hinweise aus der 
Stellungnahme der

– Landrätin des LK NWM, Stabsstelle Wirtschaftsförderung, Regionalentwicklung und Planen

berücksichtigt werden.
Die Bürgerschaft hat die Stellungnahmen aus der Behörden- und aus der 
Öffentlichkeitsbeteiligung geprüft und beschließt die Abwägung (Entscheidung über 
Stellungnahmen) entsprechend des Vorschlages der Verwaltung.

2. Die Verwaltung wird beauftragt, den Verfassern von Stellungnahmen zur 1. Änderung des 
Bebauungsplanes Nr. 33/15 "Wohngebiet Klußer Damm" nach Satzungsbeschluss das Ergebnis 
der Prüfung der fristgerecht eingegangenen Schriftsätze gemäß § 3 Abs. 2 BauGB mitzuteilen.

3. Die Bürgerschaft der Hansestadt Wismar beschließt die 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 
33/15 "Wohngebiet Klußer Damm" für das Gebiet, welches begrenzt wird:
im Norden: durch den Kleingartenanlage „Klußer Damm“
im Osten : durch die Straße Klußer Damm
im Süden: durch die Kleingartenanlage „Am Karpfenteich“
im Westen: durch den Friedhof,



bestehend aus den textlichen Festsetzungen (Teil B) in der vorliegenden Fassung gemäß § 10 
BauGB und § 5 der Kommunalverfassung als Satzung. (Anlage 2)

4. Die Begründung zur 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 33/15 "Wohngebiet Klußer Damm" 
wird von der Bürgerschaft der Hansestadt Wismar gebilligt. (Anlage 3)

5. Der Bebauungsplan wurde aus dem wirksamen Flächennutzungsplan der Hansestadt Wismar 
entwickelt. Die Verwaltung wird beauftragt, den Beschluss der Satzung über die 1. Änderung des 
Bebauungsplanes Nr. 33/15 "Wohngebiet Klußer Damm" gemäß § 10 Abs. 3 BauGB ortsüblich 
bekannt zu machen.
In der Bekanntmachung ist anzugeben, wo der Bebauungsplan einschließlich Begründung 
während der Öffnungszeiten eingesehen und über den Inhalt Auskunft verlangt werden kann.

Begründung:

Die Bürgerschaft der HWI hat auf ihrer Sitzung am 26.10.2017 (VO/2017/2392) beschlossen, 
dass die 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 33/15 „Wohngebiet Klußer Damm“ gemäß § 13 
BauGB im vereinfachten Verfahren aufgestellt wird.

Die Planung wurde infolgedessen ohne Durchführung einer Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 
BauGB, ohne frühzeitige Beteiligungen der Behörden gemäß § 4 Abs. 1 BauGB sowie der 
Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 1 BauGB erarbeitet.

Der Entwurfs- und Auslegungsbeschluss wurde am 15.02.2018 (VO2018/2555) gefasst.
Die Beteiligung der Behörden und Nachbargemeinden gemäß § 4 (2) BauGB i.V.m. § 2 (2) BauGB 
fand in der Zeit vom 12.01.2018 bis einschließlich 15.02.2018 und die öffentliche Auslegung 
gemäß § 3 (2) BauGB in der Zeit vom 04.04.2018 bis einschließlich 08.05.2018 statt.
Im Rahmen der Öffentlichkeitsbeteiligung sind keine Stellungnahmen abgegeben worden.
Die eingegangenen Stellungnahmen aus der Beteiligung der Behörden und Nachbargemeinden 
sind in einer Tabelle erfasst, die einzelnen Sachpunkte mit einem Vorschlag für die Behandlung 
versehen und somit für die Abwägungsentscheidung vorbereitet worden. (Anlage 1)

Der Bebauungsplan, bestehend aus den textlichen Festsetzungen, (Anlage 2) sowie die 
Begründung (Anlage 3) wurde entsprechend des Abwägungsvorschlages angepasst.

Gemäß § 13 Absatz 3 BauGB wird von einer zusammenfassenden Erklärung nach § 10a Absatz 1 
BauGB abgesehen.

Finanzielle Auswirkungen (Alle Beträge in Euro):

Durch die Umsetzung des vorgeschlagenen Beschlusses entstehen voraussichtlich 
folgende finanzielle Auswirkungen auf den Haushalt:

x Keine finanziellen Auswirkungen
Finanzielle Auswirkungen gem. Ziffern 1 - 3

1. Finanzielle Auswirkungen für das laufende Haushaltsjahr
Ergebnishaushalt

Produktkonto /Teilhaushalt: Ertrag in Höhe von
Produktkonto /Teilhaushalt: Aufwand in Höhe von



Finanzhaushalt

Produktkonto /Teilhaushalt: Einzahlung in Höhe von
Produktkonto /Teilhaushalt: Auszahlung in Höhe von

Deckung

Deckungsmittel stehen nicht zur Verfügung
Die Deckung ist/wird wie folgt gesichert

Produktkonto /Teilhaushalt: Ertrag in Höhe von
Produktkonto /Teilhaushalt: Aufwand in Höhe von

Erläuterungen zu den finanziellen Auswirkungen für das laufende Haushaltsjahr (bei 
Bedarf): 

2. Finanzielle Auswirkungen für das Folgejahr / für Folgejahre 

Ergebnishaushalt

Produktkonto /Teilhaushalt: Ertrag in Höhe von
Produktkonto /Teilhaushalt: Aufwand in Höhe von

Finanzhaushalt

Produktkonto /Teilhaushalt: Einzahlung in Höhe von
Produktkonto /Teilhaushalt: Auszahlung in Höhe von

Deckung

Deckungsmittel stehen nicht zur Verfügung
Die Deckung ist/wird wie folgt gesichert

Produktkonto /Teilhaushalt: Ertrag in Höhe von
Produktkonto /Teilhaushalt: Aufwand in Höhe von

Erläuterungen zu den finanziellen Auswirkungen für das Folgejahr/ für Folgejahre (bei 
Bedarf): 

3. Investitionsprogramm
Die Maßnahme ist keine Investition
Die Maßnahme ist im Investitionsprogramm 
enthalten
Die Maßnahme ist eine neue Investition

4. Die Maßnahme ist:
x neu
x freiwillig

eine Erweiterung
Vorgeschrieben durch:

Anlage/n:



Anlage 1 – Abwägung
Anlage 2 – Satzung
Anlage 3 - Begründung

Der Bürgermeister

(Diese Vorlage wurde maschinell erstellt und ist ohne Unterschrift gültig.)



Anlage 1 zur Beschlussvorlage VO/2018/ 2763- Bebauungsplan Nr. 33/15 „Wohngebiet Klußer Damm“ , 1. Änderung
- Abwägung -

Hansestadt Wismar
Bebauungsplan Nr. 33/15  „Wohngebiet Klußer Damm“ ,  1. Änderung

Abwägung
zur Prüfung und Entscheidung über Anregungen

gemäß § 1 (7) BauGB

1



Anlage 1 zur Beschlussvorlage VO/2018/ 2763- Bebauungsplan Nr. 33/15 „Wohngebiet Klußer Damm“ , 1. Änderung
- Abwägung -

2



Anlage 1 zur Beschlussvorlage VO/2018/ 2763- Bebauungsplan Nr. 33/15 „Wohngebiet Klußer Damm“ , 1. Änderung
- Abwägung -
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Anlage 1 zur Beschlussvorlage VO/2018/ 2763- Bebauungsplan Nr. 33/15 „Wohngebiet Klußer Damm“ , 1. Änderung
- Abwägung -

Hansestadt Wismar
Bebauungsplan Nr. 33/15  „Wohngebiet Klußer Damm“ ,  1. Änderung

Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 (2) BauGB sowie
Abstimmung mit den Nachbargemeinden gemäß § 2 (2) BauGB

Die von der Planung berührten Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange sowie Nachbargemeinden sind mit Schreiben vom 12.01.2018
zur Abgabe einer Stellungnahme aufgefordert worden.
Von 26 beteiligten Behörden und sonstigen Trägern öffentlicher Belange sowie Nachbargemeinden haben 16 eine Stellungnahme abgegeben.
10 Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange bzw. Nachbargemeinden haben keine Stellungnahme abgegeben. Es ist davon auszugehen, dass von diesen Trägern 
wahrzunehmende Belange durch die Planung nicht berührt werden.

4



Anlage 1 zur Beschlussvorlage VO/2018/ 2763- Bebauungsplan Nr. 33/15 „Wohngebiet Klußer Damm“ , 1. Änderung
- Abwägung -

Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss

 

Die Beteiligung der Fachdienste wird zur Kenntnis genommen.

  

Kenntnisnahme

5



Anlage 1 zur Beschlussvorlage VO/2018/ 2763- Bebauungsplan Nr. 33/15 „Wohngebiet Klußer Damm“ , 1. Änderung
- Abwägung -

lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss

Die Hinweise zu den rechtlichen Grundlagen werden zur Kenntnis genommen.

Nach Auffassung der Stabstelle Wirtschaftsförderung, Regionalentwicklung und Planen des 
Landkreises Nordwestmecklenburg (LK NWM) als Rechtsaufsichtsbehörde für die Flächen-
nutzungsplanung besteht kein Planungserfordernis, da der Ausschluss von Ferienwohnungen
in Bestandsplänen, die vor dem 21.11.2017 (bzw. vor dem 13.05.2017 – Inkraftsetzung des 
BauGBÄndG 2017) beschlossen wurden, geregelt ist. Der LK NWM bezieht sich auf die 
Äußerungen von Ministerialdirektor a.D. Dr. Peter Runkel in der Einführung zum BauGB. 
Jeder Bebauungsplan ist hiernach im Zusammenhang mit der Fassung der BauNVO zu lesen, 
die zum Zeitpunkt der Beschlussfassung galt. Da der Bebauungsplan Nr. 76/09 bereits am 
20.06.2016 beschlossen wurde, gilt hier die BauNVO vom 23.01.1990 mit ihrer letzten 
Änderung vom 11.06.2013. Hinsichtlich der Ergänzung des § 13a BauNVO in der Fassung der
Bekanntmachung vom 21.11.2017 lässt sich weder in einer Überleitungs-vorschrift zum 
BauGB noch zur BauNVO eine Rückwirkung auf Bestandspläne entnehmen.

Kenntnisnahme

Berücksichtigung
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Anlage 1 zur Beschlussvorlage VO/2018/ 2763- Bebauungsplan Nr. 33/15 „Wohngebiet Klußer Damm“ , 1. Änderung
- Abwägung -

lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss

 Somit wäre ein Änderungsverfahren zum Bebauungsplan bezüglich der Festsetzungen zu 
Ferienwohnungen nicht erforderlich.
In anderen Rechtsauffassungen u.a. von Vertretern des Landes M-V wird jedoch die These 
vertreten, dass der § 13a BauNVO eine Klarstellung und keine Änderung der BauNVO 
bedeutet. Es ist daher nicht möglich, auf die zum Zeitpunkt des Satzungsbeschlusses 
geltenden Rechtsgrundlagen abzustellen. Hiernach besteht also Rückwirkung. Es wird daher 
empfohlen, in rechtskräftigen Bebauungsplänen zur Sicherung des Planungswillens ein 
Änderungsverfahren zur Anpassung der Festsetzungen vorzunehmen. Dies erfolgt durch die 
1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 76/09.
In der Begründung zur 1. Änderung des Bebauungsplanes wird auf die unterschiedlichen 
Rechtsauffassungen und dem Umgang damit im Planverfahren eingegangen.

Es wird zur Kenntnis genommen, dass für den LK NWM nachvollziehbar ist, dass es die Stadt
auf Grund der kontroversen Diskussionen um die Ferienwohnungen für städtebaulich 
erforderlich hält sich mit diesem Thema auseinanderzusetzen. Dies sollte in der Begründung 
als Planungsanlass zum Ausdruck kommen. Die Begründung Pkt. 1.1 wird entsprechend 
ergänzt.

Der Hinweis, dass das Planungsziel der Stadt mit der vorliegenden Fassung (Stand: Betei-
ligung gemäß § 4 (2) BauGB) nicht vollumfänglich umgesetzt werden kann wurde geprüft. 
Die Festsetzung I. wurde bereits in der Entwurfsfassung zur Beteiligung gemäß § 3 (2) 
BauGB geändert und entsprechend dem Vorschlag der der Stabstelle Wirtschaftsförderung, 
Regionalentwicklung und Planen des Landkreises Nordwestmecklenburg (LK NWM) ergänzt. 
Ferienwohnungen sollen weder als Betriebe des Beherbergungsgewerbes noch als sonstige 
nichtstörende Gewerbebetriebe zulässig sein.

Berücksichtigung

Berücksichtigung
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Anlage 1 zur Beschlussvorlage VO/2018/ 2763- Bebauungsplan Nr. 33/15 „Wohngebiet Klußer Damm“ , 1. Änderung
- Abwägung -

lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen und berücksichtigt, die Präambel wird 
entsprechend angepasst. 

Die Hinweise und Empfehlungen werden zur Kenntnis genommen und berücksichtigt, der 
Text – Teil B wird entsprechend angepasst. Der Ausschluss auch der Zulässigkeit von 
Ferienwohnungen als Betriebe des Beherbergungsgewerbes erfolgt.

Die Begründung wird entsprechend überarbeitet.

Berücksichtigung

Berücksichtigung

Berücksichtigung

8



Anlage 1 zur Beschlussvorlage VO/2018/ 2763- Bebauungsplan Nr. 33/15 „Wohngebiet Klußer Damm“ , 1. Änderung
- Abwägung -

lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss

Es wird zur Kenntnis genommen, dass die Stellungnahme der unteren Wasserbehörde auf 
keine entgegenstehende Belange hinweist.
Es wird zur Kenntnis genommen, dass wasserrechtliche Belange durch die Planung nicht 
betroffen sind.

Rechtsgrundlagen werden zur Kenntnis genommen.

Es wird zur Kenntnis genommen, dass die Stellungnahme der unteren Naturschutzbehörde 
auf keine entgegenstehende Belange hinweist.

Kenntnisnahme

Kenntnisnahme

Kenntnisnahme
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Anlage 1 zur Beschlussvorlage VO/2018/ 2763- Bebauungsplan Nr. 33/15 „Wohngebiet Klußer Damm“ , 1. Änderung
- Abwägung -

lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss

Es wird zur Kenntnis genommen, dass Belange von Naturschutz und Landschaftspflege 
durch die Planung nicht berührt sind.

Rechtsgrundlagen werden zur Kenntnis genommen.

Es wird zur Kenntnis genommen, dass seitens des Straßenbaulastträger des LK NWM keine 
Einwände gegen die Planung bestehen, weil keine Straßen und Anlagen der eigenen 
Trägerschaft betroffen sind.

Kenntnisnahme

Kenntnisnahme

Kenntnisnahme
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Anlage 1 zur Beschlussvorlage VO/2018/ 2763- Bebauungsplan Nr. 33/15 „Wohngebiet Klußer Damm“ , 1. Änderung
- Abwägung -

lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss

Es wird zur Kenntnis genommen, dass weder Einwände noch Bedenken seitens des 
Katasteramtes bestehen. 
Die vorliegende Planung bezieht sich ausschließlich auf den Text Teil B zum rechtssicheren 
Umgang mit Ferienwohnungen unter Beachtung des § 13a der BauNVO vom 21.11.2017.

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.

Kenntnisnahme
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Anlage 1 zur Beschlussvorlage VO/2018/ 2763- Bebauungsplan Nr. 33/15 „Wohngebiet Klußer Damm“ , 1. Änderung
- Abwägung -
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Anlage 1 zur Beschlussvorlage VO/2018/ 2763- Bebauungsplan Nr. 33/15 „Wohngebiet Klußer Damm“ , 1. Änderung
- Abwägung -

lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss

Es wird zur Kenntnis genommen, dass keine Bedenken oder Versagensgründe gegen den 
Planentwurf bestehen.

Kenntnisnahme
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Anlage 1 zur Beschlussvorlage VO/2018/ 2763- Bebauungsplan Nr. 33/15 „Wohngebiet Klußer Damm“ , 1. Änderung
- Abwägung -

lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss

Die gegebenen Aussagen beziehen sich auf den Bebauungsplan Nr. 33/15, der seit 
21.01.2017 rechtskräftig ist und dessen geplante Maßnahmen sich seit dieser Zeit in der 
Realisierung befinden.
Es wird zur Kenntnis genommen, dass keine weiteren Anregungen oder Bedenken seitens des
StALU geäußert werden.

Es wird zur Kenntnis genommen, dass sich das Plangebiet in keinem Verfahren zur 
Neuregelung der Eigentumsverhältnisse befindet und dass deshalb Bedenken und 
Anregungen nicht geäußert werden.

Kenntnisnahme

Kenntnisnahme
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Anlage 1 zur Beschlussvorlage VO/2018/ 2763- Bebauungsplan Nr. 33/15 „Wohngebiet Klußer Damm“ , 1. Änderung
- Abwägung -

lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss

Es wird zur Kenntnis genommen, dass Belange des StALU nicht berührt sind. Es wird eine 
Beteiligung der unteren Naturschutzbehörde durchgeführt. (siehe Pkt. 12)

Es wird zur Kenntnis genommen, dass Gewässer erster Ordnung nicht berührt sind und aus 
Sicht des StALU keine wasserwirtschaftlichen Bedenken bestehen.

Die Hinweise auf das Altlasten- und Bodenschutzkataster und den Umgang mit schädlichen 
Bodenveränderungen, Altlasten oder altlastverdächtigen Flächen sowie auf gesetzliche 
Grundlagen werden zur Kenntnis genommen. Diese gelten unabhängig vom Bauleitplan-
verfahren.

Es wird zur Kenntnis genommen, dass sich im Plangebiet und seiner 
immissionsschutzrechtlichen Umgebung keine Anlage bekannt ist, die nach BImSchG 
genehmigt bzw. angezeigt wurde.

Es wird zur Kenntnis genommen, dass die schalltechnischen Orientierungswerte für die 
städtebauliche Planung entsprechend DIN 18005 einzuhalten und nach Möglichkeit zu 
unterschreiten sind.
Hinweis: im Rahmen des Planverfahrens zur Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 33/15 
wurde ein Schallgutachten erstellt, dessen Ergebnisse und Empfehlungen sind Grundlage für
die Festsetzungen der Schallschutzmaßnahmen (Teil A und Teil B Nr. I 7.) Diese bleiben 
bestehen und werden durch die 1. Änderung des Bebauungsplanes nicht geändert. Die 
Orientierungswerte werden weiterhin eingehalten.

Kenntnisnahme

Kenntnisnahme

Kenntnisnahme

Kenntnisnahme

Kenntnisnahme
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Anlage 1 zur Beschlussvorlage VO/2018/ 2763- Bebauungsplan Nr. 33/15 „Wohngebiet Klußer Damm“ , 1. Änderung
- Abwägung -

lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Sie betreffen die Bauausführung.
Ein textlicher Hinweis zum Umgang mit Auffälligkeiten u.ä. bei Erdarbeiten ist weiterhin 
Bestandteil des Bebauungsplanes Nr. 33/15 (Teil B Text Nr. VI/ 10.)

Kenntnisnahme
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Anlage 1 zur Beschlussvorlage VO/2018/ 2763- Bebauungsplan Nr. 33/15 „Wohngebiet Klußer Damm“ , 1. Änderung
- Abwägung -

lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss

Es wird zur Kenntnis genommen, dass seitens der unteren Brandschutzbehörde keine 
fachspezifischen Anregungen oder Bedenken bestehen.

Kenntnisnahme
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Anlage 1 zur Beschlussvorlage VO/2018/ 2763- Bebauungsplan Nr. 33/15 „Wohngebiet Klußer Damm“ , 1. Änderung
- Abwägung -

lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss

Es wird zur Kenntnis genommen, dass der 1. Planänderung aus baudenkmalpflegerischer und
bodendenkmalpflegerischer Sicht nichts entgegensteht und dass die Belange der 
Baudenkmalpflege und der Bodendenkmalpflege durch die geplante Änderung nicht berührt 
werden.

Kenntnisnahme
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Anlage 1 zur Beschlussvorlage VO/2018/ 2763- Bebauungsplan Nr. 33/15 „Wohngebiet Klußer Damm“ , 1. Änderung
- Abwägung -

lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss

Es wird zur Kenntnis genommen, dass die Stadtwerke Wismar GmbH und die Strom- und 
Gasnetz Wismar GmbH keine weiteren Forderungen oder Hinweise zum Bebauungsplan 
haben.

Kenntnisnahme
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Anlage 1 zur Beschlussvorlage VO/2018/ 2763- Bebauungsplan Nr. 33/15 „Wohngebiet Klußer Damm“ , 1. Änderung
- Abwägung -

lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss

Die Beurteilungsgrundlagen werden zur Kenntnis genommen.

Die Aufführung der vorgelegten Unterlagen und Planungsziele wird zur Kenntnis genommen.

Es wird zur Kenntnis genommen, dass durch das Vorhaben Grundzüge der Planung nach 
raumordnerischen Maßstäben nicht berührt werden

Kenntnisnahme

Kenntnisnahme

Kenntnisnahme
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Anlage 1 zur Beschlussvorlage VO/2018/ 2763- Bebauungsplan Nr. 33/15 „Wohngebiet Klußer Damm“ , 1. Änderung
- Abwägung -

lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss

Es wird zur Kenntnis genommen, dass der 1. Änderung des B-Plans Nr. 33/15 keine Ziele und
Grundsätze der Raumordnung und Landesplanung entgegenstehen.

Es wird zur Kenntnis genommen, dass sich die landesplanerische Stellungnahme auf die 
Ziele und Grundsätze der Raumordnung und Landesplanung bezieht und der erforderlichen 
Prüfung durch die zuständige Genehmigungsbehörde nicht vorgreift sowie dass die 
Stellungnahme nur solange gilt, wie sich die Beurteilungsgrundlagen für das Vorhaben nicht
wesentlich ändern.
Die Bitte um Übersendung eines Exemplars des genehmigten Planes an das Amt für 
Raumordnung und Landesplanung Westmecklenburg wird zur Kenntnis genommen, die 
Übersendung der Unterlagen erfolgt entsprechend nach Abschluss des Verfahrens.

Kenntnisnahme

Kenntnisnahme

Kenntnisnahme
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Anlage 1 zur Beschlussvorlage VO/2018/ 2763- Bebauungsplan Nr. 33/15 „Wohngebiet Klußer Damm“ , 1. Änderung
- Abwägung -

lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss

Es wird zur Kenntnis genommen, dass es aus Sicht der Straßenverwaltung keine weiteren 
Hinweise und Anmerkungen gibt.

Kenntnisnahme

22



Anlage 1 zur Beschlussvorlage VO/2018/ 2763- Bebauungsplan Nr. 33/15 „Wohngebiet Klußer Damm“ , 1. Änderung
- Abwägung -

lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss

Es wird zur Kenntnis genommen, dass von Seiten des EVB, Bereich Entwässerung und 
Straßenunterhaltung zum Bebauungsplan keine Einwände bestehen.

Kenntnisnahme
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Anlage 1 zur Beschlussvorlage VO/2018/ 2763- Bebauungsplan Nr. 33/15 „Wohngebiet Klußer Damm“ , 1. Änderung
- Abwägung -

lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss

Es wird zur Kenntnis genommen, dass die Gemeinde Zierow zur 1. Änderung zum 
Bebauungsplan Nr. 33/15  weder Anregungen noch Bedenken äußert. Die Planungen der 
Gemeinde Zierow werden durch diese Planungen nicht berührt.

Kenntnisnahme
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Anlage 1 zur Beschlussvorlage VO/2018/ 2763- Bebauungsplan Nr. 33/15 „Wohngebiet Klußer Damm“ , 1. Änderung
- Abwägung -

lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss

Es wird zur Kenntnis genommen, dass von Seiten der Gemeinde Gägelow  keine Anregungen 
zum Entwurf der 1. Änderung des B-Planes Nr. 33/15 bestehen und wahrzunehmende 
nachbarschaftliche Belange durch die Planung der Hansestadt Wismar nicht berührt werden.

Kenntnisnahme
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Anlage 1 zur Beschlussvorlage VO/2018/ 2763- Bebauungsplan Nr. 33/15 „Wohngebiet Klußer Damm“ , 1. Änderung
- Abwägung -

lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss

Es wird zur Kenntnis genommen, dass es seitens der Gemeinde Hornstorf keine Anregungen 
und Bedenken zum Entwurf des Bebauungsplanes Nr. 82/13 (1. Änderung) gibt.

Kenntnisnahme
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Anlage 1 zur Beschlussvorlage VO/2018/ 2763- Bebauungsplan Nr. 33/15 „Wohngebiet Klußer Damm“ , 1. Änderung
- Abwägung -

lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss

Es wird zur Kenntnis genommen, dass es seitens der Gemeinde Krusenhagen keine 
Anregungen und Bedenken zum Entwurf des Bebauungsplanes Nr. 33/15 (1. Änderung) gibt.

Kenntnisnahme
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Anlage 1 zur Beschlussvorlage VO/2018/ 2763- Bebauungsplan Nr. 33/15 „Wohngebiet Klußer Damm“ , 1. Änderung
- Abwägung -

Hansestadt Wismar
Bebauungsplan Nr. 33/15  „Wohngebiet Klußer Damm“ ,  1. Änderung

Öffentliche Auslegung gemäß § 3 (2) BauGB

Der Entwurf des Bebauungsplanes Nr. 33/15 „Wohngebiet Klußer Damm“, 1. Änderung sowie die Begründung haben in der Zeit vom 04.04.2018 bis einschließlich 08.05.2018 
öffentlich ausgelegen.
Während der öffentlichen Auslegung wurde keine Stellungnahme mit Anregungen oder Hinweisen vorgebracht.

28
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1. ÄNDERUNG ZUM
BEBAUUNGSPLAN NR. 33/15 
„WOHNGEBIET KLUßER DAMM“

Auf der Grundlage des § 10 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 3. November 2017 (BGBl. I S. 3634) wird zum rechtssicheren Um-
gang mit Ferienwohnungen unter Beachtung des § 13a der BauNVO vom 21. Novem-
ber 2017 und nach Beschlussfassung durch die Bürgerschaft der Hansestadt Wismar 
vom …………… der Textbebauungsplan für das Bebauungsplangebiet Nr. 33/15 
„Wohngebiet Klußer Damm“, 1. Änderung als Satzung erlassen.

Geltungsbereich Bebauungsplan Nr. 33/15, 1. Änderung:
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TEIL B TEXT
Die Festsetzungen im Textbebauungsplan gelten zusätzlich zu den Festsetzungen im 
Bebauungsplan Nr. 33/15.Die Festsetzungen des Bebauungsplanes Nr. 33/15, Rechts-
kraft vom 21.01.2017, gelten fort.
Auf den Geltungsbereich der 1. Änderung ist die BauNVO vom 21.11.2017 anzuwen-
den.

I. PLANUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN 
(§ 9 Abs. 1 BauGB)

ART DER BAULICHEN NUTZUNG
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 1 Abs. 9, § 4 Abs. 3 Nr. 2 und § 13a Satz 1
BauNVO)

ALLGEMEINES WOHNGEBIET (WA)

In den allgemeinen Wohngebieten sind Ferienwohnungen i.S. des § 13a 
BauNVO als Unterart der nach § 4 Abs. 3 BauNVO ausnahmsweise zulässigen 
Nutzungen:

– Nr. 1 Betriebe des Beherbergungsgewerbes 
– Nr. 2 sonstige nicht störende Gewerbebetriebe

gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 1 BauNVO i.V.m. § 1 Abs. 9 BauNVO nicht Bestandteil
des Bebauungsplanes und somit ausgeschlossen. 

VERFAHRENSVERMERKE 
ZUR 1. ÄNDERUNG 
DES BEBAUUNGSPLANES NR. 33/15

1. Aufgestellt gemäß § 2 Abs. 1 Satz 1 BauGB aufgrund des Aufstellungsbeschlusses der
Bürgerschaft der Hansestadt Wismar vom 26.10.2017.
Die ortsübliche Bekanntmachung des Aufstellungsbeschlusses ist durch Veröffentlichung
im Stadtanzeiger der Hansestadt Wismar am 25.11.2017 erfolgt.

      Wismar, Der Bürgermeister

2. Die von der Planung berührten Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange so-
wie die Nachbargemeinden sind gemäß § 4 Abs. 2 BauGB bzw. § 2 Abs. 2 BauGB mit 
Schreiben vom 12.01.2018  zur Abgabe einer Stellungnahme aufgefordert worden.
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   Wismar, Der Bürgermeister

3.1 Die Bürgerschaft der Hansestadt Wismar hat am 15.02.2018 den Entwurf der 1. Ände-
rung des Bebauungsplanes beschlossen, die Begründung gebilligt und zur Auslegung 
gemäß § 3 Abs. 2 BauGB bestimmt.

  Wismar,  Der Bürgermeister

3.2 Der Entwurf der 1. Änderung des Bebauungsplanes, bestehend aus dem Text (Teil B), 
sowie die Begründung haben in der Zeit vom 04.04.2018 bis 08.05.2018                   
während der Dienststunden Montag bis Mittwoch von 8.30 Uhr bis 12.00 Uhr und von 
13.00 Uhr bis 15.30 Uhr, Donnerstag von 8.30 Uhr bis 12.00 Uhr und von 13.00 Uhr bis
17.30 Uhr und Freitag von 8.30 Uhr bis 12.30 Uhr im Bauamt der Hansestadt Wismar, 
Abt. Planung, Kopenhagener Straße 1 gemäß § 3 Abs. 2 BauGB öffentlich ausgelegen.
Die öffentliche Auslegung ist mit den Hinweisen, dass von jedermann Stellungnahmen 
zum Planentwurf abgegeben werden können sowie nicht fristgerecht abgegebene Stel-
lungnahmen unberücksichtigt bleiben am 24.03.2018 ortsüblich im Stadtanzeiger der 
Hansestadt Wismar bekannt gemacht worden. 
Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange sowie die Nachbargemeinden 
wurden benachrichtigt.
Zusätzlich zur öffentlichen Auslegung der Planunterlagen im Bauamt waren diese zeit-
gleich auf der Homepage der Hansestadt Wismar unter 
http://www.wismar.de/Bürger/Aktuelles/Öffentliche_Auslegungen/ einsehbar.

    Wismar, Der Bürgermeister

4. Die Bürgerschaft der Hansestadt Wismar hat die Stellungnahmen der Behörden und 
sonstigen Träger öffentlicher Belange sowie der Nachbargemeinden und die fristgemäß
abgegebenen Stellungnahmen während der Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 1 
Abs. 6 BauGB am                        geprüft. Das Ergebnis ist mitgeteilt worden.

        Wismar, Der Bürgermeister

5. Die 1. Änderung des Bebauungsplanes, bestehend aus dem Text (Teil B), wurde ge-
mäß § 10 BauGB am                    von der Bürgerschaft der Hansestadt Wismar als Sat-
zung beschlossen. Die Begründung zur 1. Änderung des Bebauungsplanes wurde mit 
Beschluss der Bürgerschaft am                    gebilligt.

    Wismar, Der Bürgermeister

http://www.wismar.de/B%C3%BCrger/Aktuelles/%C3%96ffentliche_Auslegungen/
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6. Die 1. Änderung des Bebauungsplanes wurde aus dem wirksamen Flächennutzungs-
plan der Hansestadt Wismar entwickelt.

    Wismar, Der Bürgermeister

7. Die Übereinstimmung der 1. Änderung des Bebauungsplanes mit dem am                   
gefassten Beschluss wird bestätigt.
Die Bebauungsplansatzung, bestehend aus dem Text (Teil B) wird hiermit ausgefertigt. 

     Wismar,  Der Bürgermeister

8. Der Beschluss der 1. Änderung des Bebauungsplanes sowie die Stelle, bei der die Sat-
zung mit der Begründung auf Dauer während der Dienststunden von jedermann einge-
sehen werden kann und über den Inhalt Auskunft zu erhalten ist, sind gemäß § 10 Abs.
3 BauGB am                      ortsüblich im Stadtanzeiger der Hansestadt Wismar bekannt 
gemacht worden.
In der Bekanntmachung ist auf die Geltendmachung der Verletzung von Vorschriften 
und die Rechtsfolgen (§ 215 Abs. 2 BauGB) und weiter auf Fälligkeit und Erlöschen 
von Entschädigungsansprüchen (§ 44 Abs. 5 BauGB) hingewiesen worden.

    Die Satzung ist mit der Bekanntmachung in Kraft getreten.  
Zusätzlich erfolgte die Bekanntmachung auf der Homepage der Hansestadt Wismar.

      Wismar, Der Bürgermeister

9. Katastervermerk
Ein Katastervermerk ist nicht erforderlich, da der Bebauungsplan Nr. 33/15, 1. Ände-
rung nur die Art der baulichen Nutzung regelt. Einer geometrisch einwandfreien Dar-
stellung baulicher Anlagen, Straßen, Wege und Plätze bedarf es nicht.



HANSESTADT SATZUNG

wismar

BEGRüNDUNG

ZUR 1. ANDERUNG DES

BEBAUUNGSPLANES NR. 33/15

"WOHNGEBIET KLUßER DAMM"
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1. Erfordernis der Planaufstellung und allgemeine Ziele

1.1. Allgemeines

Das Gesetz zur Umsetzung der Richtlinie 2014//52/EU im Städtebaurecht und zur
Stärkung des neuen Zusammenlebens in der Stadt vom 4. Mai 2017 (BGBI. l S.
1057) ist am 13. Mai 2017 in Kraft getreten.
Dieses BauGBÄndG 2017 dient u.a. zum einen der Anpassung des Baugesetz-
buchs an die Richtlinie 2014/52/EU des Europäischen Parlaments und des Rates
vom 16. April 2014 zur Änderung der Richtlinie 2011/92/EU über die
Umweltverträglichkeitsprüfung bei bestimmten öffentlichen und privaten
Projekten (ABI. L 124 vom 25.4.2014 S. 1) (UVP-Richtlinie). Zum anderen
wird die Innenentwicklung gestärkt.
nae Qwco*ü nrüK* üiiAüm shiü:*orci eför?föhaiiiföSü Anlföriün aiif iinÖ ff'iM dföeü
IjlfüJ %J%zsJ%zL& 91ulll &lJlJlwlll IIM%ilL%*l%i gLlJlJluliJlJIAllMll%.a Illlll%y91wll IJ?JI IJIIIJ ItAllll %JllyiJlw

einer gesetzlichen Regelung zu: so wurden u.a. im Hinblick auf Ferienwohnungen
und Nebenwohnungen Rechtsunsicherheiten beseitigt und die kommunalen
Steuerungsmöglichkeiten sind ausgeweitet worden.

Auf dieser Basis haben das Baugesetzbuch (BauGB) und die Baunutzungsver-
ordnung (BauNVO) folgende Neufassungen erfahren:

- BauGB in der Fassung der Bekanntmachung vom 03.11 .2017
(BGBI. I S. 3634)

- BauNVO in der Fassung der Bekanntmachung vom 21.11 .2017
(BGBI. l S. 3786)

Im neuen § 13a BauNVO wurde klargestellt, dass Ferienwohnungen als kleine
Betriebe des Beherbergungsgewerbes, Betriebe des Beherbergungsgewerbes,
nicht störende Gewerbebetriebe, sonstige nicht störende Gewerbebetriebe und
sonstige Gewerbebetriebe in allen Arten der wohnbaulichen Nutzung (§§ 2-7
BauNVO) allgemein oder ausnahmsweise zulässig sind.

Zum Umgang mit Bebauungsplänen, die vor der Novellierung von BauGB und
BauNVO beschlossen worden sind, gibt es bisher unterschiedliche Rechtsauffas-
sungen:

Auffassung 1
Jeder Bebauungsplan ist im Zusammenhang mit der Fassung der BauNVO zu le-
sen, die zum Zeitpunkt der Beschlussfassung galt. Hinsichtlich der Ergänzung
des § 13a BauNVO lässt sich weder in einer Überleitungsvorschrift zum BauGB
noch zur BauNVO eine Rückwirkung auf Bestandspläne entnehmen. D.h. dass
für die Beurteilung der Art der baulichen Nutzung (hier die Zulässigkeit bzw. Un-
zulässigkeit von Ferienwohnungen) im Geltungsbereich des am 29.09.2016 be-
schlossenen Bebauungsplanes Nr. 33/15 die zum damaligen Zeitpunkt gültige
Fassung der BauNVO anzuwenden ist. Somit waren zum Zeitpunkt der Be-
schlussfassung Ferienwohnungen weder als nicht störende Gewerbebetriebe
noch als Beherbergungsbetriebe nach der Rechtsprechung des Landes M-V ein-
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zustufen- und damit auch nicht ausnahmsweise im Allgemeinen Wohngebiet zu-
lässig. Daraus folgend ließe sich feststellen, dass der Ausschluss von Ferienwoh-
nungen in Bestandsplänen, die vor der Novellierung beschlossen wurden, gere-
gelt ist und also kein Planungserfordernis für eine Änderung des Bebauungspla-
nes besteht.

Auffassung 2
Der § 13a BauNVO bedeutet eine Klarstellung und keine Änderung der BauNVO.
Daher ist es nicht möglich, auf die zum Zeitpunkt des Satzungsbeschlusses des
Bebauungsplanes Nr. 33/15 am 29.09.2016 geltenden Rechtsgrundlagen abzu-
stellen. Es besteht keine Rückwirkung. Es wird daher empfohlen, in rechtskräfti-
gen Bebauungsplänen zur Sicherung des Planungswillens ein Änderungsverfah-
ren zur Anpassung der Festsetzungen vorzunehmen.
Dieser Empfehlung wird mit Aufstellung der 1. Änderung des Bebauungsplanes
Nr. 33/15 gefolgt. Entgegenstehende Belange wurden im Planverfahren nicht ge-
aüßert. Der PiarlLlrlgs'vvjlie C'er HanSeSfadf lAi/jsrnar Zum Ti Flerna F erieriwchnürigeri
wird klargestellt:

Um die ursprüngliche Planungsabsicht des Bebauungsplanes Nr. 33/15 - die Be-
reitstellung von Flächen für die Nachfrage nach Wohngrundstücken - mit der
neuen Rechtslage in Übereinstimmung zu bringen, beschloss die Bürgerschaft
der Hansestadt Wismar am 26.10.2017 die Aufstellung der 1 . Änderung des Be-
bauungsplanes Nr. 33/15 aufgrund einer erforderlichen Klarstellung der textlichen
Festsetzung zum Thema ,,Ferienwohnungen" aus Anlass der Novellierung des
Baugesetzbuches 2017.
Das Planänderungsverfahren wird gemäß § 13 BauGB als vereinfachtes Verfah-
ren durchgeführt.

1,2. Geltungsbereich

Das Plangebiet befindet sich im Stadtteil Wismar Süd.
Der Bebauungsplan umfasst einen Geltungsbereich von ca. 5,8 ha.

Er wird begrenzt:

im Norden:

im Osten :

im Süden:

im Westen:

durch den Kleingartenanlage ,,Klußer Damm"
durch die Straße Klußer Damm

durch die Kleingartenanlage ,,Am Karpfenteich"
durch den Friedhof

1.3. Einordnung der Planung

Der Bereich des Bebauungsplanes Nr. 33/15 ist im wirksamen Flächennutzungs-
plan der Hansestadt Wismar als Wohnbaufläche dargestellt. Der Bebauungsplan
ist aus dem Flächennutzungsplan entwickelt worden.
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1,4, Übergeordnete Planungen

Der Bezug des Bebauungsplanes zu den übergeordneten Planungen wie dem
Regionalen Raumentwicklungsprogramm Westmecklenburg (RREP WM) und
dem Integrierten Stadtentwicklungskonzept, 2. Fortschreibung (ISEK) wurde in
der Begründung zum Bebauungsplan Nr. 33/15 ausführlich dargestellt. Diese
Grundlagen gelten weiter.
Im Rahmen des Monitorings Stadtentwicklung Berichtsjahr 2016, erstellt im Juli
2017, wurden insbesondere die Prognosen zur Einwohnerentwicklung und dem
sich daraus ergebenen Wohnraumbedarf präzisiert. So ist seit 2013 entgegen der
Prognose 2012 ein realer Anstieg der Einwohnerzahlen zu verzeichnen. Aufgrund
der positiven wirtschafflichen Entwicklung im Stadtgebiet und der damit verbun-
denen verstärkten Zunahme von Arbeitsplätzen, auch insbesondere durch den
avisierten Ausbau des Unternehmens MV Werften und seiner Zulieferer ist trotz

der riegativen riaturlicheri demOgrafiscilerl En?W!CRiung VOn eirler weitereri Steige-
rung der Einwohnerzahlen und damit verbunden mit einem großen wachsenden
Bedarf an Wohnbauflächen einschließlich der dazugehörigen technischen und
sozialen Infrastruktur auszugehen.
Entsprechend der Darstellung im Monitoringbericht ergibt sich insbesondere im
Teilsegment Einfamilien-/Doppel-/Reihenhäuser eine Zunahme der wohnungs-
nachfragenden Haushalte.

1.5. Planungsabsichten und Ziele

Wie bereits in der Begründung zum Bebauungsplan Nr. 33/15 ausgeführt, sollten
mit der Aufstellung des Bebauungsplanes die planungsrechtlichen Voraussetzun-
gen für die Errichtung eines Wohngebietes an einem in den Stadtorganismus in-
tegrierten Standort geschaffen werden.

Schwerpunkt im festgesetzten Allgemeinen Wohngebiet wird die Errichtung von
,,klassischen" Einfamilienhäusern, ggf. mit Einliegerwohnung und kleineren Mehr-
familienhäusern sein.

Der Standort des Wohngebietes Klußer Damm zeichnet sich im Vergleich zu an-
deren neuen Wohnstandorten besonders wegen seiner naturräumlichen Lage
und der dabei relativen Nähe zur Altstadt bzw. zu vorhandenen Infrastrukturein-

richtungen (Nahversorger, Kindereinrichtungen, städtischer Nahverkehr, Fernrad-
weg) aus.
Ziel der Planung war und ist deshalb die Errichtung von Gebäuden zum Zwecke
des dauerhaften Wohnens.

1.6. Rechtsgrundlagen

o Baugesetzbuch in der Fassung der Bekanntmachung vom 03. November
2017 (BGBI. I S. 3634)

o Baunutzungsverordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 21. No-
vember 2017 (BGBI. l S. 3786)
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2. Planinhalt

Art der baulichen Nutzung

Allgemeines Wohngebiet

Für das im rechtskräftigen Bebauungsplan Nr. 33/15 festgesetzte allgemeine
Wohngebiet mit seinen Teilbereichen WA 1 bis WA 7 wird zusätzlich folgende
Festsetzung aufgenommen:

,,In den allgemeinen Wohngebieten in allen Teilbereichen sind Ferienwohnungen
i.s. des § 13a BauNVO als Unterart der nach § 4 Abs. 3 BauNVO ausnahmswei
se zulässigen Nutzungen:

Nr. I Betriebe des Beherbergungsgewerbes
Nr. 2 sonstige nicht störende Gewerbebetriebe

gemäß § 1 Abs. 6 Nr. I BauNVO i.V.m. § 1 Abs. 9 BauNVO nicht Bestandteil des
Bebauungsplanes und somit ausgeschlossen."

Wie bereits oben erläutert, ist es das städtebauliche Ziel der Planung, im allge-
meinen Wohngebiet an diesem Standort die Errichtung von Gebäuden zum dau-
erhaften Wohnen zu ermöglichen und somit der steigenden Nachfrage nach
Wohnbauflächen im Stadtgebiet gerecht zu werden. Das Gebiet soll vorwiegend
dem Wohnen dienen. Beeinträchtigungen der angestrebten Wohnruhe auch
durch Ferienwohnungen, die als sogenannter nicht störender Gewerbebetrieb
bzw. Betrieb des Beherbergungsgewerbes gemäß § 13a BauNVO i.V.m. § 4 Abs.
3 Nr. 2 und 3 BauNVO ausnahmsweise zulässig wären, sind zu minimieren.

Da andererseits für die Errichtung von Ferienwohnungen im Stadtgebiet und
hier konkret in den Sondergebieten des rechtskräftigen Bebauungsplanes Nr.
12/91/2 ,,Alter Hafen" umfangreiche Angebote ausgewiesen und zum Teil bereits
fertiggestellt wurden, ist ein zusätzlicher Bedarf an Ferienwohnungen nicht
erkennbar.

Deshalb sollen aus den genannten städtebaulichen Gründen im allgemeinen
Wohngebiet am Standort Klußer Damm Ferienwohnungen auch ausnahmsweise
nicht zulässig sein.

gebilligt durch Beschluss der Bürgerschaft am:
ausgefertigt am:

Thomas Beyer
Bürgermeister
Hansestadt Wismar
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öffentlich
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Beschlussvorlage öffentlich

Federführend:
60.2 Abt. Planung

Beteiligt:
I Bürgermeister
II Senator
III Senatorin
60 BAUAMT

Verfasser: Mahnel, Cornelia

Bauleitplanung der Hansestadt Wismar,
Bebauungsplan Nr. 82/13 "Wohngebiet Seebad Wendorf", 1. Änderung,

Abwägungs- und Satzungsbeschluss gemäß § 10 BauGB

Status Datum Gremium Zuständigkeit

 Öffentlich  13.08.2018  Bau- und Sanierungsausschuss  Vorberatung

 Öffentlich  30.08.2018  Bürgerschaft der Hansestadt Wismar  Entscheidung

Beschlussvorschlag:

1. Die Bürgerschaft der Hansestadt Wismar hat die vorgebrachten planungsrechtlich relevanten
Stellungnahmen der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange und der
Nachbargemeinden aus der Beteiligung nach § 4 (2) BauGB in Verbindung mit § 2 (2) BauGB
sowie die während der Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß § 3 (2) BauGB vorgebrachten
Stellungnahmen zum Entwurf der 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 82/13 "Wohngebiet
Seebad Wendorf" mit dem Ergebnis geprüft, dass die Anregungen und Hinweise aus der
Stellungnahme der

– Landrätin des LK NWM, Stabsstelle Wirtschaftsförderung, Regionalentwicklung und Planen

berücksichtigt werden.
Die Bürgerschaft hat die Stellungnahmen aus der Behörden- und aus der
Öffentlichkeitsbeteiligung geprüft und beschließt die Abwägung (Entscheidung über
Stellungnahmen) entsprechend des Vorschlages der Verwaltung.

2. Die Verwaltung wird beauftragt, den Verfassern von Stellungnahmen zur 1. Änderung des
Bebauungsplanes Nr. 82/13 "Wohngebiet Seebad Wendorf“ nach Satzungsbeschluss das 
Ergebnis der Prüfung der fristgerecht eingegangenen Schriftsätze gemäß § 3 Abs. 2 BauGB 
mitzuteilen.

3. Die Bürgerschaft der Hansestadt Wismar beschließt die 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr.
82/13 "Wohngebiet Seebad Wendorf" für das Gebiet, welches begrenzt wird:
im Norden: durch den Küstenwald
im Osten / Süd-Osten : durch das Grundstück der Median-Klinik



im Süd-Westen / Nord-Westen: durch die nordwestlichen und südöstlichen Grundstücke des im 
rechtskräftigen B-Plan Nr. 82/13 ausgewiesenen reinen Wohngebietes,
bestehend aus den textlichen Festsetzungen (Teil B) in der vorliegenden Fassung gemäß § 10
BauGB und § 5 der Kommunalverfassung als Satzung. (Anlage 2)

4. Die Begründung zur 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 82/13 "Wohngebiet Seebad 
Wendorf" wird von der Bürgerschaft der Hansestadt Wismar gebilligt. (Anlage 3)

5. Der Bebauungsplan wurde aus dem wirksamen Flächennutzungsplan der Hansestadt Wismar 
entwickelt. Die Verwaltung wird beauftragt, den Beschluss der Satzung über die 1. Änderung des
Bebauungsplanes Nr. 82/13 "Wohngebiet Seebad Wendorf" gemäß § 10 Abs. 3 BauGB ortsüblich
bekannt zu machen.
In der Bekanntmachung ist anzugeben, wo der Bebauungsplan einschließlich Begründung
während der Öffnungszeiten eingesehen und über den Inhalt Auskunft verlangt werden kann.

Begründung:

Die Bürgerschaft der HWI hat auf ihrer Sitzung am 26.10.2017 (VO/2017/2391) beschlossen,
dass die 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 82/13 „Wohngebiet Seebad Wendorf“ gemäß § 
13 BauGB im vereinfachten Verfahren aufgestellt wird.

Die Planung wurde infolgedessen ohne Durchführung einer Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 
BauGB, ohne frühzeitige Beteiligungen der Behörden gemäß § 4 Abs. 1 BauGB sowie der 
Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 1 BauGB erarbeitet.

Der Entwurfs- und Auslegungsbeschluss wurde am 15.02.2018 (VO2018/2558) gefasst.
Die Beteiligung der Behörden und Nachbargemeinden gemäß § 4 (2) BauGB i.V.m. § 2 (2) BauGB
fand in der Zeit vom 12.01.2018 bis einschließlich 15.02.2018 und die öffentliche Auslegung
gemäß § 3 (2) BauGB in der Zeit vom 04.04.2018 bis einschließlich 08.05.2018 statt.
Im Rahmen der Öffentlichkeitsbeteiligung sind keine Stellungnahmen abgegeben worden.
Die eingegangenen Stellungnahmen aus der Beteiligung der Behörden und Nachbargemeinden
sind in einer Tabelle erfasst, die einzelnen Sachpunkte mit einem Vorschlag für die Behandlung
versehen und somit für die Abwägungsentscheidung vorbereitet worden. (Anlage 1)

Der Bebauungsplan, bestehend aus den textlichen Festsetzungen, (Anlage 2) sowie die
Begründung (Anlage 3) wurden entsprechend des Abwägungsvorschlages angepasst.

Gemäß § 13 Absatz 3 BauGB wird von einer zusammenfassenden Erklärung nach § 10a Absatz 1 
BauGB abgesehen.

Finanzielle Auswirkungen (Alle Beträge in Euro):

Durch die Umsetzung des vorgeschlagenen Beschlusses entstehen voraussichtlich 
folgende finanzielle Auswirkungen auf den Haushalt:

x Keine finanziellen Auswirkungen
Finanzielle Auswirkungen gem. Ziffern 1 - 3

1. Finanzielle Auswirkungen für das laufende Haushaltsjahr
Ergebnishaushalt



Produktkonto /Teilhaushalt: Ertrag in Höhe von
Produktkonto /Teilhaushalt: Aufwand in Höhe von

Finanzhaushalt

Produktkonto /Teilhaushalt: Einzahlung in Höhe von
Produktkonto /Teilhaushalt: Auszahlung in Höhe von

Deckung

Deckungsmittel stehen nicht zur Verfügung
Die Deckung ist/wird wie folgt gesichert

Produktkonto /Teilhaushalt: Ertrag in Höhe von
Produktkonto /Teilhaushalt: Aufwand in Höhe von

Erläuterungen zu den finanziellen Auswirkungen für das laufende Haushaltsjahr (bei 
Bedarf): 

2. Finanzielle Auswirkungen für das Folgejahr / für Folgejahre 

Ergebnishaushalt

Produktkonto /Teilhaushalt: Ertrag in Höhe von
Produktkonto /Teilhaushalt: Aufwand in Höhe von

Finanzhaushalt

Produktkonto /Teilhaushalt: Einzahlung in Höhe von
Produktkonto /Teilhaushalt: Auszahlung in Höhe von

Deckung

Deckungsmittel stehen nicht zur Verfügung
Die Deckung ist/wird wie folgt gesichert

Produktkonto /Teilhaushalt: Ertrag in Höhe von
Produktkonto /Teilhaushalt: Aufwand in Höhe von

Erläuterungen zu den finanziellen Auswirkungen für das Folgejahr/ für Folgejahre (bei 
Bedarf): 

3. Investitionsprogramm
Die Maßnahme ist keine Investition
Die Maßnahme ist im Investitionsprogramm 
enthalten
Die Maßnahme ist eine neue Investition

4. Die Maßnahme ist:
x neu
x freiwillig

eine Erweiterung



Vorgeschrieben durch:

Anlage/n:

Anlage 1 – Abwägung
Anlage 2 – Satzung
Anlage 3 - Begründung

Der Bürgermeister

(Diese Vorlage wurde maschinell erstellt und ist ohne Unterschrift gültig.)



Anlage 1 zur Beschlussvorlage VO/2018/2764 - Bebauungsplan Nr. 82/13 „Wohngebiet Seebad Wendorf“ 1. Änderung
- Abwägung -

Hansestadt Wismar
Bebauungsplan Nr. 82/13 „Wohngebiet Seebad Wendorf“ ,  1. Änderung

Abwägung

zur Prüfung und Entscheidung über Anregungen
gemäß § 1 (7) BauGB

1



Anlage 1 zur Beschlussvorlage VO/2018/2764 - Bebauungsplan Nr. 82/13 „Wohngebiet Seebad Wendorf“ 1. Änderung
- Abwägung -

2



Anlage 1 zur Beschlussvorlage VO/2018/2764 - Bebauungsplan Nr. 82/13 „Wohngebiet Seebad Wendorf“ 1. Änderung
- Abwägung -

3



Anlage 1 zur Beschlussvorlage VO/2018/2764 - Bebauungsplan Nr. 82/13 „Wohngebiet Seebad Wendorf“ 1. Änderung
- Abwägung -

Hansestadt Wismar
Bebauungsplan Nr. 82/13 „Wohngebiet Seebad Wendorf“,  1. Änderung

Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 (2) BauGB sowie
Abstimmung mit den Nachbargemeinden gemäß § 2 (2) BauGB

Die von der Planung berührten Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange sowie Nachbargemeinden sind mit Schreiben vom 12.01.2018
zur Abgabe einer Stellungnahme aufgefordert worden.
Von 26 beteiligten Behörden und sonstigen Trägern öffentlicher Belange sowie Nachbargemeinden haben 13 eine Stellungnahme abgegeben.
13 Behörden und sonstige Träger öffentlicher Belange bzw. Nachbargemeinden haben keine Stellungnahme abgegeben. Es ist davon auszugehen, dass von diesen Trägern 
wahrzunehmende Belange durch die Planung nicht berührt werden.

4



Anlage 1 zur Beschlussvorlage VO/2018/2764 - Bebauungsplan Nr. 82/13 „Wohngebiet Seebad Wendorf“ 1. Änderung
- Abwägung -

Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss

 

Die Beteiligung der Fachdienste wird zur Kenntnis genommen.

  

Kenntnisnahme
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Anlage 1 zur Beschlussvorlage VO/2018/2764 - Bebauungsplan Nr. 82/13 „Wohngebiet Seebad Wendorf“ 1. Änderung
- Abwägung -

lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss

Die Hinweise zu den rechtlichen Grundlagen werden zur Kenntnis genommen. Kenntnisnahme

6



Anlage 1 zur Beschlussvorlage VO/2018/2764 - Bebauungsplan Nr. 82/13 „Wohngebiet Seebad Wendorf“ 1. Änderung
- Abwägung -

lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss
Nach Auffassung der Stabstelle Wirtschaftsförderung, Regionalentwicklung und Planen des 
Landkreises Nordwestmecklenburg (LK NWM) als Rechtsaufsichtsbehörde für die Flächen-
nutzungsplanung besteht kein Planungserfordernis, da der Ausschluss von Ferienwohnungen
in Bestandsplänen, die vor dem 21.11.2017 (bzw. vor dem 13.05.2017 – Inkraftsetzung des 
BauGBÄndG 2017) beschlossen wurden, geregelt ist. Der LK NWM bezieht sich auf die 
Äußerungen von Ministerialdirektor a.D. Dr. Peter Runkel in der Einführung zum BauGB. 
Jeder Bebauungsplan ist hiernach im Zusammenhang mit der Fassung der BauNVO zu lesen, 
die zum Zeitpunkt der Beschlussfassung galt. Da der Bebauungsplan Nr. 76/09 bereits am 
20.06.2016 beschlossen wurde, gilt hier die BauNVO vom 23.01.1990 mit ihrer letzten 
Änderung vom 11.06.2013. Hinsichtlich der Ergänzung des § 13a BauNVO in der Fassung der
Bekanntmachung vom 21.11.2017 lässt sich weder in einer Überleitungs-vorschrift zum 
BauGB noch zur BauNVO eine Rückwirkung auf Bestandspläne entnehmen. Somit wäre ein 
Änderungsverfahren zum Bebauungsplan bezüglich der Festsetzungen zu Ferienwohnungen 
nicht erforderlich.
In anderen Rechtsauffassungen u.a. von Vertretern des Landes M-V wird jedoch die These 
vertreten, dass der § 13a BauNVO eine Klarstellung und keine Änderung der BauNVO 
bedeutet. Es ist daher nicht möglich, auf die zum Zeitpunkt des Satzungsbeschlusses 
geltenden Rechtsgrundlagen abzustellen. Hiernach besteht also Rückwirkung. Es wird daher 
empfohlen, in rechtskräftigen Bebauungsplänen zur Sicherung des Planungswillens ein 
Änderungsverfahren zur Anpassung der Festsetzungen vorzunehmen. Dies erfolgt durch die 
1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 76/09.
In der Begründung zur 1. Änderung des Bebauungsplanes wird auf die unterschiedlichen 
Rechtsauffassungen und dem Umgang damit im Planverfahren eingegangen.

Es wird zur Kenntnis genommen, dass für den LK NWM nachvollziehbar ist, dass es die Stadt
auf Grund der kontroversen Diskussionen um die Ferienwohnungen für städtebaulich 
erforderlich hält sich mit diesem Thema auseinanderzusetzen. Dies sollte in der Begründung 
als Planungsanlass zum Ausdruck kommen. Die Begründung Pkt. 1.1 wird entsprechend 
ergänzt.

Der Hinweis, dass das Planungsziel der Stadt mit der vorliegenden Fassung (Stand: Betei-
ligung gemäß § 4 (2) BauGB) nicht vollumfänglich umgesetzt werden kann wurde geprüft. 
Die Festsetzung I. wurde bereits in der Entwurfsfassung zur Beteiligung gemäß § 3 (2) 
BauGB geändert und entsprechend dem Vorschlag der der Stabstelle Wirtschaftsförderung, 
Regionalentwicklung und Planen des Landkreises Nordwestmecklenburg (LK NWM) ergänzt. 
Ferienwohnungen sollen weder als Betriebe des Beherbergungsgewerbes noch als sonstige 
nichtstörende Gewerbebetriebe zulässig sein.

Bewrücksichtigung

Berücksichtigung

Berücksichtigung
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Anlage 1 zur Beschlussvorlage VO/2018/2764 - Bebauungsplan Nr. 82/13 „Wohngebiet Seebad Wendorf“ 1. Änderung
- Abwägung -

lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen und berücksichtigt, die Präambel wird 
entsprechend angepasst. 

Die Hinweise und Empfehlungen werden zur Kenntnis genommen und berücksichtigt, der 
Text – Teil B wird entsprechend angepasst. Der Ausschluss auch der Zulässigkeit von 
Ferienwohnungen als Betriebe des Beherbergungsgewerbes erfolgt.

Berücksichtigung

Berücksichtigung
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Anlage 1 zur Beschlussvorlage VO/2018/2764 - Bebauungsplan Nr. 82/13 „Wohngebiet Seebad Wendorf“ 1. Änderung
- Abwägung -

lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss

Die Begründung wird entsprechend überarbeitet. Berücksichtigung
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Anlage 1 zur Beschlussvorlage VO/2018/2764 - Bebauungsplan Nr. 82/13 „Wohngebiet Seebad Wendorf“ 1. Änderung
- Abwägung -

lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss

Es wird zur Kenntnis genommen, dass weder Einwände noch Bedenken seitens des 
Katasteramtes bestehen. 
Die vorliegende Planung bezieht sich ausschließlich auf den Text Teil B zum rechtssicheren 
Umgang mit Ferienwohnungen unter Beachtung des § 13a der BauNVO vom 21.11.2017.

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.

Kenntnisnahme
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Anlage 1 zur Beschlussvorlage VO/2018/2764 - Bebauungsplan Nr. 82/13 „Wohngebiet Seebad Wendorf“ 1. Änderung
- Abwägung -

lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss
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Anlage 1 zur Beschlussvorlage VO/2018/2764 - Bebauungsplan Nr. 82/13 „Wohngebiet Seebad Wendorf“ 1. Änderung
- Abwägung -

lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss

Es wird zur Kenntnis genommen, dass keine Bedenken oder Versagensgründe gegen den 
Planentwurf bestehen.

Kenntnisnahme

12



Anlage 1 zur Beschlussvorlage VO/2018/2764 - Bebauungsplan Nr. 82/13 „Wohngebiet Seebad Wendorf“ 1. Änderung
- Abwägung -

lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss

Die gegebenen Aussagen beziehen sich auf den Bebauungsplan Nr. 82/13, der seit 
26.06.2016 rechtskräftig ist und dessen geplante Maßnahmen sich seit dieser Zeit in der 
Realisierung befinden.

Es wird zur Kenntnis genommen, dass keine weiteren Anregungen oder Bedenken seitens des
StALU geäußert werden.

Es wird zur Kenntnis genommen, dass sich das Plangebiet in keinem Verfahren zur 
Neuregelung der Eigentumsverhältnisse befindet und dass deshalb Bedenken und 
Anregungen nicht geäußert werden.

Kenntnisnahme

Kenntnisnahme

Kenntnisnahme
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Anlage 1 zur Beschlussvorlage VO/2018/2764 - Bebauungsplan Nr. 82/13 „Wohngebiet Seebad Wendorf“ 1. Änderung
- Abwägung -

lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss

Es wird zur Kenntnis genommen, dass Belange des StALU nicht berührt sind. Es wird eine 
Beteiligung der unteren Naturschutzbehörde durchgeführt. (siehe Pkt. 12)

Es wird zur Kenntnis genommen, dass Gewässer erster Ordnung nicht berührt sind und aus 
Sicht des StALU keine wasserwirtschaftlichen Bedenken bestehen.

Die Hinweise auf das Altlasten- und Bodenschutzkataster und den Umgang mit schädlichen 
Bodenveränderungen, Altlasten oder altlastverdächtigen Flächen sowie auf gesetzliche 
Grundlagen werden zur Kenntnis genommen. Diese gelten unabhängig vom Bauleitplan-
verfahren.

Es wird zur Kenntnis genommen, dass sich im Plangebiet und seiner 
immissionsschutzrechtlichen Umgebung keine Anlage bekannt ist, die nach BImSchG 
genehmigt bzw. angezeigt wurde.

Es wird zur Kenntnis genommen, dass die schalltechnischen Orientierungswerte für die 
städtebauliche Planung entsprechend DIN 18005 einzuhalten und nach Möglichkeit zu 
unterschreiten sind.
Hinweis: im Rahmen des Planverfahrens zur Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 82/13 
wurde ein Schallgutachten erstellt, dessen Ergebnisse und Empfehlungen sind Grundlage für
die Festsetzungen der Schallschutzmaßnahmen (Teil A und Teil B Nr. I 7.) Diese bleiben 
bestehen und werden durch die 1. Änderung des Bebauungsplanes nicht geändert. Die 
Orientierungswerte werden weiterhin eingehalten.

Kenntnisnahme

Kenntnisnahme

Kenntnisnahme

Kenntnisnahme

Kenntnisnahme
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Anlage 1 zur Beschlussvorlage VO/2018/2764 - Bebauungsplan Nr. 82/13 „Wohngebiet Seebad Wendorf“ 1. Änderung
- Abwägung -

lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Sie betreffen die Bauausführung.
Ein textlicher Hinweis zum Umgang mit Auffälligkeiten u.ä. bei Erdarbeiten ist weiterhin 
Bestandteil des Bebauungsplanes Nr. 82/13 (Teil B Text Nr. V / 1.)

Kenntnisnahme
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Anlage 1 zur Beschlussvorlage VO/2018/2764 - Bebauungsplan Nr. 82/13 „Wohngebiet Seebad Wendorf“ 1. Änderung
- Abwägung -

lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss

Es wird zur Kenntnis genommen, dass der 1. Planänderung aus baudenkmalpflegerischer und
bodendenkmalpflegerischer Sicht nichts entgegensteht und dass die Belange der 
Baudenkmalpflege und der Bodendenkmalpflege durch die geplante Änderung nicht berührt 
werden.

Kenntnisnahme
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Anlage 1 zur Beschlussvorlage VO/2018/2764 - Bebauungsplan Nr. 82/13 „Wohngebiet Seebad Wendorf“ 1. Änderung
- Abwägung -

lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss

Es wird zur Kenntnis genommen, dass die Stadtwerke Wismar GmbH und die Strom- und 
Gasnetz Wismar GmbH keine weiteren Forderungen oder Hinweise zum Bebauungsplan 
haben.

Kenntnisnahme
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Anlage 1 zur Beschlussvorlage VO/2018/2764 - Bebauungsplan Nr. 82/13 „Wohngebiet Seebad Wendorf“ 1. Änderung
- Abwägung -

lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss

Die volle Zustimmung des Amtes für Welterbe, Tourismus und Kultur wird zur Kenntnis 
genommen.

Der Hinweis zu Abweichungen der textlichen Festsetzungen im B-Plan Nr. 82/13 und den 
Darstellungen auf dem Werbe-Flyer des Bauträgers werden zur Kenntnis genommen.

Kenntnisnahme

Kenntnisnahme
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Anlage 1 zur Beschlussvorlage VO/2018/2764 - Bebauungsplan Nr. 82/13 „Wohngebiet Seebad Wendorf“ 1. Änderung
- Abwägung -

lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss

Die Beurteilungsgrundlagen werden zur Kenntnis genommen.

Die Aufführung der vorgelegten Unterlagen und Planungsziele wird zur Kenntnis genommen.

Es wird zur Kenntnis genommen, dass durch das Vorhaben Grundzüge der Planung nach 
raumordnerischen Maßstäben nicht berührt werden

Kenntnisnahme

Kenntnisnahme

Kenntnisnahme
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Anlage 1 zur Beschlussvorlage VO/2018/2764 - Bebauungsplan Nr. 82/13 „Wohngebiet Seebad Wendorf“ 1. Änderung
- Abwägung -

lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss

Es wird zur Kenntnis genommen, dass der 1. Änderung des B-Plans Nr. 82/13 keine Ziele und
Grundsätze der Raumordnung und Landesplanung entgegenstehen.

Es wird zur Kenntnis genommen, dass sich die landesplanerische Stellungnahme auf die 
Ziele und Grundsätze der Raumordnung und Landesplanung bezieht und der erforderlichen 
Prüfung durch die zuständige Genehmigungsbehörde nicht vorgreift sowie dass die 
Stellungnahme nur solange gilt, wie sich die Beurteilungsgrundlagen für das Vorhaben nicht
wesentlich ändern.
Die Bitte um Übersendung eines Exemplars des genehmigten Planes an das Amt für 
Raumordnung und Landesplanung Westmecklenburg wird zur Kenntnis genommen, die 
Übersendung der Unterlagen erfolgt entsprechend nach Abschluss des Verfahrens.

Kenntnisnahme

Kenntnisnahme

Kenntnisnahme
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Anlage 1 zur Beschlussvorlage VO/2018/2764 - Bebauungsplan Nr. 82/13 „Wohngebiet Seebad Wendorf“ 1. Änderung
- Abwägung -

lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss

Es wird zur Kenntnis genommen, dass es aus Sicht der Straßenverwaltung keine weiteren 
Hinweise und Anmerkungen gibt.

Kenntnisnahme
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Anlage 1 zur Beschlussvorlage VO/2018/2764 - Bebauungsplan Nr. 82/13 „Wohngebiet Seebad Wendorf“ 1. Änderung
- Abwägung -

lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss

Es wird zur Kenntnis genommen, dass von Seiten des EVB, Bereich Entwässerung und 
Straßenunterhaltung zum Bebauungsplan keine Einwände bestehen.

Kenntnisnahme
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Anlage 1 zur Beschlussvorlage VO/2018/2764 - Bebauungsplan Nr. 82/13 „Wohngebiet Seebad Wendorf“ 1. Änderung
- Abwägung -

lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss

Es wird zur Kenntnis genommen, dass die Gemeinde Zierow zur 1. Änderung zum 
Bebauungsplan Nr. 82/13 weder Anregungen noch Bedenken äußert. Die Planungen der 
Gemeinde Zierow werden durch diese Planungen nicht berührt.

Kenntnisnahme
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Anlage 1 zur Beschlussvorlage VO/2018/2764 - Bebauungsplan Nr. 82/13 „Wohngebiet Seebad Wendorf“ 1. Änderung
- Abwägung -

lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss

Es wird zur Kenntnis genommen, dass von Seiten der Gemeinde Gägelow  keine Anregungen 
zum Entwurf der 1. Änderung des B-Planes Nr. 82/13 bestehen und wahrzunehmende 
nachbarschaftliche Belange durch die Planung der Hansestadt Wismar nicht berührt werden.

Kenntnisnahme

24



Anlage 1 zur Beschlussvorlage VO/2018/2764 - Bebauungsplan Nr. 82/13 „Wohngebiet Seebad Wendorf“ 1. Änderung
- Abwägung -

lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss

Es wird zur Kenntnis genommen, dass es seitens der Gemeinde Hornstorf keine Anregungen 
und Bedenken zum Entwurf des Bebauungsplanes Nr. 82/13 (1. Änderung) gibt.

Kenntnisnahme
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Anlage 1 zur Beschlussvorlage VO/2018/2764 - Bebauungsplan Nr. 82/13 „Wohngebiet Seebad Wendorf“ 1. Änderung
- Abwägung -

lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss

Es wird zur Kenntnis genommen, dass es seitens der Gemeinde Krusenhagen keine 
Anregungen und Bedenken zum Entwurf des Bebauungsplanes Nr. 82/13 (1. Änderung) gibt. Kenntnisnahme
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Anlage 1 zur Beschlussvorlage VO/2018/2764 - Bebauungsplan Nr. 82/13 „Wohngebiet Seebad Wendorf“ 1. Änderung
- Abwägung -

Hansestadt Wismar
Bebauungsplan Nr. 82/13  „Wohngebiet Seebad Wendorf“,  1. Änderung

Öffentliche Auslegung gemäß § 3 (2) BauGB

Der Entwurf des Bebauungsplanes Nr. 82/13 „Wohngebiet Seebad Wendorf“, 1. Änderung sowie die Begründung haben in der Zeit vom 04.04.2018 bis einschließlich 
08.05.2018 öffentlich ausgelegen.
Während der öffentlichen Auslegung wurde keine Stellungnahme mit Anregungen oder Hinweisen vorgebracht.
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1. ÄNDERUNG ZUM
BEBAUUNGSPLAN NR. 82/13 
„WOHNGEBIET SEEBAD WENDORF“

Auf der Grundlage des § 10 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 3. November 2017 (BGBl. I S. 3634) wird zum rechtssicheren 
Umgang mit Ferienwohnungen unter Beachtung des § 13a der BauNVO vom 21. No-
vember 2017 und nach Beschlussfassung durch die Bürgerschaft der Hansestadt 
Wismar vom …………… der Textbebauungsplan für das Bebauungsplangebiet Nr. 
82/13 „Wohngebiet Seebad Wendorf“, 1. Änderung als Satzung erlassen.

Geltungsbereich Bebauungsplan Nr. 82/13, 1. Änderung:
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TEIL B TEXT
Die Festsetzungen im Textbebauungsplan gelten zusätzlich zu den Festsetzungen 
im Bebauungsplan Nr. 82/13. Die Festsetzungen des Bebauungsplanes Nr. 82/13, 
Rechtskraft vom 26.06.2016, gelten fort.
Auf den Geltungsbereich der 1. Änderung ist die BauNVO vom 21.11.2017 anzuwen-
den.

I. PLANUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN 
(§ 9 Abs. 1 BauGB)

ART DER BAULICHEN NUTZUNG
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 1 Abs. 9, § 4 Abs. 3 Nr. 2 und § 13a Satz 1
BauNVO)

ALLGEMEINES WOHNGEBIET (WA)

In den allgemeinen Wohngebieten sind Ferienwohnungen i.S. des § 13a 
BauNVO als Unterart der nach § 4 Abs. 3 BauNVO ausnahmsweise 
zulässigen Nutzungen:

– Nr. 1 Betriebe des Beherbergungsgewerbes 
– Nr. 2 sonstige nicht störende Gewerbebetriebe

gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 1 BauNVO i.V.m. § 1 Abs. 9 BauNVO nicht Bestandteil 
des Bebauungsplanes und somit ausgeschlossen.  

VERFAHRENSVERMERKE 
ZUR 1. ÄNDERUNG 
DES BEBAUUNGSPLANES NR. 82/13

1. Aufgestellt gemäß § 2 Abs. 1 Satz 1 BauGB aufgrund des Aufstellungsbeschlusses der
Bürgerschaft der Hansestadt Wismar vom 26.10.2017.
Die ortsübliche Bekanntmachung des Aufstellungsbeschlusses ist durch Veröffentli-
chung im Stadtanzeiger der Hansestadt Wismar am 25.11.2017 erfolgt.

      Wismar, Der Bürgermeister

2. Die von der Planung berührten Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange 
sowie die Nachbargemeinden sind gemäß § 4 Abs. 2 BauGB bzw. § 2 Abs. 2 BauGB 
mit Schreiben vom 12.01.2018 zur Abgabe einer Stellungnahme aufgefordert worden.
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   Wismar, Der Bürgermeister

3.1 Die Bürgerschaft der Hansestadt Wismar hat am 15.02.2018 den Entwurf der 1. Än-
derung des Bebauungsplanes beschlossen, die Begründung gebilligt und zur Ausle-
gung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB bestimmt.

  Wismar,  Der Bürgermeister

3.2 Der Entwurf der 1. Änderung des Bebauungsplanes, bestehend aus dem Text (Teil 
B), sowie die Begründung haben in der Zeit vom 04.04.2018 bis 08.05.2018           
während der Dienststunden Montag bis Mittwoch von 8.30 Uhr bis 12.00 Uhr und von 
13.00 Uhr bis 15.30 Uhr, Donnerstag von 8.30 Uhr bis 12.00 Uhr und von 13.00 Uhr 
bis 17.30 Uhr und Freitag von 8.30 Uhr bis 12.30 Uhr im Bauamt der Hansestadt Wis-
mar, Abt. Planung, Kopenhagener Straße 1 gemäß § 3 Abs. 2 BauGB öffentlich aus-
gelegen.
Die öffentliche Auslegung ist mit den Hinweisen, dass von jedermann Stellungnah-
men zum Planentwurf abgegeben werden können sowie nicht fristgerecht abgegebe-
ne Stellungnahmen unberücksichtigt bleiben am  24.03.2018 ortsüblich im Stadtan-
zeiger der Hansestadt Wismar bekannt gemacht worden. 
Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange sowie die Nachbargemein-
den wurden benachrichtigt.
Zusätzlich zur öffentlichen Auslegung der Planunterlagen im Bauamt waren diese 
zeitgleich auf der Homepage der Hansestadt Wismar unter 
http://www.wismar.de/Bürger/Aktuelles/Öffentliche_Auslegungen/ einsehbar.

    Wismar, Der Bürgermeister

4. Die Bürgerschaft der Hansestadt Wismar hat die Stellungnahmen der Behörden und 
sonstigen Träger öffentlicher Belange sowie der Nachbargemeinden und die fristge-
mäß abgegebenen Stellungnahmen während der Beteiligung der Öffentlichkeit ge-
mäß § 1 Abs. 6 BauGB am                        geprüft. Das Ergebnis ist mitgeteilt worden.

        Wismar, Der Bürgermeister

5. Die 1. Änderung des Bebauungsplanes, bestehend aus dem Text (Teil B), wurde ge-
mäß § 10 BauGB am                    von der Bürgerschaft der Hansestadt Wismar als 
Satzung beschlossen. Die Begründung zur 1. Änderung des Bebauungsplanes wurde
mit Beschluss der Bürgerschaft am                    gebilligt.

    Wismar, Der Bürgermeister

http://www.wismar.de/B%C3%BCrger/Aktuelles/%C3%96ffentliche_Auslegungen/
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6. Die 1. Änderung des Bebauungsplanes wurde aus dem wirksamen Flächennutzungs-
plan der Hansestadt Wismar entwickelt.

    Wismar, Der Bürgermeister

7. Die Übereinstimmung der 1. Änderung des Bebauungsplanes mit dem am                  
gefassten Beschluss wird bestätigt.
Die Bebauungsplansatzung, bestehend aus dem Text (Teil B), wird hiermit ausgefer-
tigt.     

     Wismar,  Der Bürgermeister

8. Der Beschluss der 1. Änderung des Bebauungsplanes sowie die Stelle, bei der die 
Satzung mit der Begründung auf Dauer während der Dienststunden von jedermann 
eingesehen werden kann und über den Inhalt Auskunft zu erhalten ist, sind gemäß § 
10 Abs. 3 BauGB am                      ortsüblich im Stadtanzeiger der Hansestadt Wis-
mar bekannt gemacht worden.
In der Bekanntmachung ist auf die Geltendmachung der Verletzung von Vorschriften 
und die Rechtsfolgen (§ 215 Abs. 2 BauGB) und weiter auf Fälligkeit und Erlöschen 
von Entschädigungsansprüchen (§ 44 Abs. 5 BauGB) hingewiesen worden.

    Die Satzung ist mit der Bekanntmachung in Kraft getreten.  
Zusätzlich erfolgte die Bekanntmachung auf der Homepage der Hansestadt Wismar.

      Wismar, Der Bürgermeister

9. Katastervermerk
Ein Katastervermerk ist nicht erforderlich, da der Bebauungsplan Nr. 82/13, 1. Ände-
rung nur die Art der baulichen Nutzung regelt. Einer geometrisch einwandfreien Dar-
stellung baulicher Anlagen, Straßen, Wege und Plätze bedarf es nicht.
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1. Erfordernis der Planaufstellung und allgemeine Ziele

1.1. Allgemeines

Das Gesetz zur Umsetzung der Richtlinie 2014//52/EU im Städtebaurecht und zur
Stärkung des neuen Zusammenlebens in der Stadt vom 4. Mai 2017 (BGBI. l S.
1057) ist am 13. Mai 2017 in Kraft getreten.
Dieses BauGBÄndG 2017 dient u.a. um einen der Anpassung des
Baugesetzbuchs an die Richtlinie 2014/52/EU des Europäischen Parlaments und
des -Rates vom 16. April 2014 zur Änderung der Richtlinie 2011/92/EU über die
Umweltverträglichkeitsprüfung bei bestimmten öffentlichen und privaten
Projekten (ABI. L 124 vom 25.4.2014 S. 1) (UVP-Richtlinie). Zum anderen
wird die Innenentwicklung gestärkt.
Das Gesetz greiff zudem weitere städtebauliche Anliegen auf und führt diese
einer gesetziichen Regeiung zu: so wur«'en u.a. im HinblicR auf
Ferienwohnungen und Nebenwohnungen Rechtsunsicherheiten beseitigt und
die kommunalen Steuerungsmöglichkeiten sind ausgeweitet worden.

Auf dieser Basis haben das Baugesetzbuch (BauGB) und die Baunutzungsver-
ordnung (BauNVO) folgende Neufassungen erfahren:

- BauGB in der Fassung der Bekanntmachung vom 03.11 .2017
(BGBI. l S. 3634)

- BauNVO in der Fassung der Bekanntmachung vom 21 .11 .2017
(BGBI. l S. 3786)

Im neuen § 13a BauNVO wurde klargestellt, dass Ferienwohnungen als kleine
Betriebe des Beherbergungsgewerbes, Betriebe des Beherbergungsgewerbes,
nicht störende Gewerbebetriebe, sonstige nicht störende Gewerbebetriebe und
sonstige Gewerbebetriebe in allen Arten der wohnbaulichen Nutzung (§§ 2-7
BauNVO) allgemein oder ausnahmsweise zulässig sind.

Zum Umgang mit Bebauungsplänen, die vor der Novellierung von BauGB und
BauNVO beschlossen worden sind, gibt es bisher unterschiedliche Rechtsauffas-
sungen:

Auffassung 1
Jeder Bebauungsplan ist im Zusammenhang mit der Fassung der BauNVO zu le-
sen, die zum Zeitpunkt der Beschlussfassung galt. Hinsichtlich der Ergänzung
des § 13a BauNVO lässt sich weder in einer (Jberleitungsvorschrift zum BauGB
noch zur BauNVO eine Rückwirkung auf Bestandspläne entnehmen. D.h. dass
für die Beurteilung der Art der baulichen Nutzung (hier die Zulässigkeit bzw. Un-
zulässigkeit von Ferienwohnungen) im Geltungsbereich des am 26.05.2016 be-
schlossenen Bebauungsplanes Nr. 82/13 die zum damaligen Zeitpunkt gültige
Fassung der BauNVO anzuwenden ist. Somit waren zum Zeitpunkt der Be-
schlussfassung Ferienwohnungen weder als nicht störende Gewerbebetriebe
noch als Beherbergungsbetriebe nach der Rechtsprechung des Landes M-V ein-
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zustufen und damit auch nicht ausnahmsweise im Allgemeinen Wohngebiet zu-
lässig. Daraus folgend ließe sich feststellen, dass der Ausschluss von Ferienwoh-
nungen in Bestandsplänen, die vor der Novellierung beschlossen wurden, gere-
gelt ist und also kein Planungserfordernis für eine Änderung des Bebauungspla-
nes besteht.

Auffassung 2
Der § 13a BauNVO bedeutet eine Klarstellung und keine Änderung der BauNVO.
Daher ist es nicht möglich, auf die zum Zeitpunkt des Satzungsbeschlusses des
Bebauungsplanes Nr. 82/13 am 26.05.2016 geltenden Rechtsgrundlagen abzu-
stellen. Es besteht keine Rückwirkung. Es wird daher empfohlen, in rechtskräfti-
gen Bebauungsplänen zur Sicherung des Planungswillens ein Änderungsverfah-
ren zur Anpassung der Festsetzungen vorzunehmen.
Dieser Empfehlung wird mit Aufstellung der 1. Änderung des Bebauungsplanes
Nr. 33/15 gefolgt. Entgegenstehende Belange wurden im Planverfahren nicht ge-
äußert. Der Planungswille der Hansestadt Wismar zum Thema Ferienwohnungen
wira klargestelit:

Um die ursprüngliche Planungsabsicht des Bebauungsplanes Nr. 82/13 - die Be-
reitstellung von Flächen für die Nachfrage nach Wohngrundstücken - mit der
neuen Rechtslage in Übereinstimmung zu bringen beschloss die Bürgerschaft der
Hansestadt Wismar am 26.10.2017 d:e Aufstellung der 1 . Änderung des Bebau-
ungsplanes Nr. 82/13 aufgrund einer erforderlichen Klarstellung der textlichen
Festsetzung zum Thema ,,Ferienwohnungen" aus Anlass der Novellierung des
Baugesetzbuches 2017.
Das Planänderungsverfahren wird gemäß § 13 BauGB als vereinfachtes Verfah-
ren durchgeführt.

1.2. Geltungsbereich

Das Plangebiet befindet sich im Stadtteil Wismar-West.
Der Bebauungsplan umfasst einen Geltungsbereich von ca. 5,9 ha.

Er wird begrenzt:

im Norden:

im Osten / Süd-Osten :

im Süd-Westen/Nord-Westen:

durch den Küstenwald

durch das Grundstück der Median-Klinik

durch die nordwestlichen und südöstlichen

Grundstücke des im rechtskräffigen B-Plan Nr.
82/13 ausgewiesenen reinen Wohngebietes

1.3. Einordnung der Planung

Der Bereich des Bebauungsplanes Nr. 82/13 ist im wirksamen Flächennutzungs-
plan der Hansestadt Wismar als Wohnbaufläche dargestellt. Der Bebauungsplan
ist aus dem Flächennutzungsplan entwickelt worden.
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1.4. Übergeordnete Planungen

Der Bezug des Bebauungsplanes zu den übergeordneten Planungen wie dem
Regionalen Raumentwicklungsprogramm Westmecklenburg (RREP WM) und
dem Integrierten Stadtentwicklungskonzept, 2. Fortschreibung (ISEK) wurde in
der Begründung zum Bebauungsplan Nr. 82/13 ausführlich dargestellt. Diese
Grundlagen gelten weiterhin.
Im Rahmen des Monitorings Stadtentwicklung Berichtsjahr 2016, erstellt im Juli
2017, wurden insbesondere die Prognosen zur Einwohnerentwicklung und dem
sich daraus ergebenen Wohnraumbedarf präzisiert. So ist seit 2013 entgegen der
Prognose 2012 ein realer Anstieg der Einwohnerzahlen zu verzeichnen. Aufgrund
der positiven wirtschaftlichen Entwicklung im Stadtgebiet und der damit verbun-
denen verstärkten Zunahme von Arbeitsplätzen, auch insbesondere durch den
avisierten Ausbau des Unternehmens MV Werften und seiner Zulieferer ist trotz

der negativen natürlichen demografischen Entwicklung von einer weiteren Steige-
rung der Einwohnerzanien und damit verbunaen mit einem großen wachsenden
Bedarf an Wohnbauflächen einschließlich der dazugehörigen technischen und
sozialen Infrastruktur auszugehen.
Entsprechend der Darstellung im Monitoringbericht ergibt sich insbesondere im
Teilsegment Einfamilien-/Doppel-/Reihenhäuser eine Zunahme der wohnungs-
nachfragenden Haushalte.

1.5. Planungsabsichten und Ziele

Wie bereits in der Begründung zum Bebauungsplan Nr. 82/13 ausgeführt, sollen
mit der Aufstellung des Bebauungsplanes die planungsrechtlichen Voraussetzun-
gen für die Ausweisung von großzügig bemessenen Baugrundstücken zur Errich-
tung von Einfamilienhäusern mit max. 2 Wohneinheiten im Bereich Seebad Wen-
dorf geschaffen werden.
Das Baugebiet befindet sich innerhalb des Stadtgebietes Wismar und dennoch in
landschafflich reizvoller Lage. Wendorf bietet eine sehr gute Verkehrsinfrastruk-
tur, eine intakte Nahversorgung sowie erforderliche soziale Einrichtungen, und
somit die Möglichkeit, einer Abwanderung insbesondere von jüngeren und ein-
kommensstärkeren Familien ins Umland entgegenzuwirken.

In der Begründung zum Bebauungsplan Nr. 82/13 ist daher bereits eindeutig for-
muliert, dass es nicht im Interesse der Hansestadt Wismar ist, Ferienwohnungen
in diesem Gebiet als zulässig auszuweisen.

1.6. Rech * i 'ii'iiii '11
IÄIIIIII?@11

sJ-?
ndlagen

o Baugesetzbuch in der Fassung der Bekanntmachung vom 03. November
2017 (BGBI. l S. 3634)

o Baunutzungsverordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 21. No-
vember 2017 (BGBI. I S. 3786)
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2. Planinhalt

Art der baulichen Nutzung

Allgemeines Wohngebiet

Für das im rechtskräftigen Bebauungsplan Nr. 82/13 festgesetzte allgemeine
Wohngebiet mit seinen Teilbereichen WA 1 bis WA 3 wird zusätzlich folgende
Festsetzung aufgenommen:

,,In den allgemeinen Wohngebieten sind Ferienwohnungen i.s. des § 13a
BauNVO als Unterart der nach § 4 Abs. 3 BauNVO ausnahmsweise zulässigen
Nutzungen:

Nr. I Betriebe des Beherbergungsgewerbes
Nr. 2 sonstige nicht störende Gewerbebetriebe

gemäß § 1 Abs. 6 Nr. I BauNVO i.V.m. § 1 Abs. 9 BauNVO nicht Bestandteil des
Bebauungsplanes und somit ausgeschlossen."

Wie bereits oben erläutert, ist es das städtebauliche Ziel der Planung, im allge-
meinen Wohngebiet an diesem Standort die Errichtung von Gebäuden zum dau-
erhaffen Wohnen zu ermöglichen und somit der steigenden Nachfrage nach
Wohnbauflächen im Stadtgebiet gerecht zu werden. Das Gebiet soll vorwiegend
dem Wohnen dienen. Beeinträchtigungen der angestrebten Wohnruhe auch
durch Ferienwohnungen, die als sogenannter nicht störender Gewerbebetrieb
bzw. Betrieb des Beherbergungsgewerbes gemäß § 13a BauNVO i.V.m. § 4 Abs.
3 Nr. 2 und 3 BauNVO ausnahmsweise zulässig wären, sind zu minimieren.

Da andererseits für die Errichtung von Ferienwohnungen im Stadtgebiet und
hier konkret in den Sondergebieten des rechtskräftigen Bebauungsplanes Nr.
12/91/2 ,,Alter Hafen" umfangreiche Angebote ausgewiesen und zum Teil bereits
fertiggestellt wurden, ist ein zusätzlicher Bedarf an Ferienwohnungen nicht
erkennbar.

Deshalb sollen aus den genannten städtebaulichen Gründen im allgemeinen
Wohngebiet am Standort Seebad Wendorf Ferienwohnungen auch ausnahms-
weise nicht zulässig sein.

gebilligt durch Beschluss der Bürgerschaft am:
ausgefertigt am:

Thomas Beyer
Bürgermeister
Hansestadt Wismar
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